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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des dritten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Siebenundzwanzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 15 . April 1850.

Tagesordnung : Bericht des Ausschusses wegen Revision des Wahlgesetzes. — Bericht des Ausschusses über das
Interim . — Interpellation des Abg . Kitz , betreffend die Stellung der St .-Rcg . zum Berliner
Bündniß . — Bericht des Abthcilungsausschusscs über den Antrag des Abg . .Werrh  wegen der
Schulgesetze . — Bericht desselben Ausschusses wegen der Vorstellung der Besitzer des Sander
Salzengrodens . — Vorlage eines Gesetzentwurfs wegen Entschädigung für aufgehobene Bannrechte.

- - -

Vorsitz Präsident Kitz , zum Thcil Vicepräsident Wibel.

L ) ie Sitzung beginnt 10 ^ Uhr in Anwesenheit der Regie-
rungs -Commissare Plate  und Bucholtz  unter Vorsitz des
Picepräsident Wibel.

Vicepräsident : Die Sitzung ist eröffnet , der Herr
Schriftführer wird Ihnen das Protokoll der vorigen Sitzung
vorlesen.

(Dies geschieht durch den Schriftführer Tappenbeck .)
Sind Erinnerungen gegen das Protokoll zu erheben?

wo nicht , so erkläre ich dasselbe für genehmigt.
( ' Nach der Tagesordnung haben wir zunächst mit der

Präsidentenwahl zu verfahren.
Ich ersuche die Herren , die Stimmzettel m Empfang zu

nehmen.
(Nach Auszählung der Stimmzettel .)
Der Abg . Kitz rst zum Präsidenten erwählt mit 38

Stimmen . >

Auf den Abg . Pa ncr atz fielen 2 , auf den Mg . Wibel
1 Stimme.

Präsident : Meine Herren , ich kann Ihnen nur mei¬
nen Dank für bas mir bewiesene Vertrauen wiederholen , mit
dtW Besprechen , die Pflichten meines Amtes , weiche,s Sic mir
durch dieses Vertrauen und die bisher bewiesene Nachsicht
so sehr erleichtern , nach besten , Kräften zu erfüllen . ,,

Wir schreiten zur Wahl des ersten Vicepräsidenten.
Ich bitte , die Stimmzettel in Empfang zu nehmen.
(Nach Vornahme der Wählt)

27 .

ES ist zum ersten Vicepräsidenten erwählt der Abg.
Wibel  mit 23 Stimmen , ferner haben Stimmen erhalten
Pancratz 13 , Barnstedt  2.

Wir wählen jetzt den zweiten Vicepräsidenten.
(Nach Schluß der Wahlhandlung .)
Der Abg . Barnstedt  ist mit 2tz zum zweiten Viceprä-

sibenten erwählt.

Außerdem aber haben erhalten Pan cratz 10 , Nie-
bour II . 1, Barleben  1 Stimme.

Bevor wir zum weitern Gegenstände unserer Tagesord»
nung übergehen , habe ich noch folgende Eingänge anzuzeigen,

t ) Folgendes Schreiben des Großh . Staatsministeriumö
vom 12 : April:

„Da nach tz. 2 . der Anlage 3 . des StaalsgrundgesetzeS
der Staalsgerichtshoss gebildet werden muß , so ersucht daS
Staaiöministerium den allgemeinen Landtag , nach tz. 4 . und 5.
der angczogenen Anlage , die Wahl der Mitglieder und Er-
satzrichler vornehmen zu wollen . Dem OberapprllativnSge-
rlchte ist wegen der ÄUslovsrchg der Mitglieder , welche in den
Slaatsgerichlöhof einzulreten haben , die erforderliche Aufgabe
zugegangen und wird eige Wtttheilung der von der Staatö¬
regierung gewählten Mitglieder , demnächst erfolgen . ,

Oldenburg , den 1A April 1850:
'Stäatslninisterium.

v . Buttel.
,v -. Grün . "
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Meine Herren , bei dem Anfänge der Session haben Sie
eine besondere Commission bestellt , welche unter andern auch
die Aufgabe hatte , die Mitglieder zu den Ausschüssen vorzu¬
schlagen . Die Ausschußarbeiten kann die Versammlung im¬
mer abändern.

Hier aber handelt es sich um die Richter , denen der
Landtag sich zu unterwerfen har , also ist hier dieser Borbc-
richt meines Erachtens gewiß um so mehr geboten und ich
möchte! daher Vorschlägen , daß Sir Einen Ausschuß von drei
Personen erwählten , welcher Ihnen über die in diesen Staats-
gcrichtshof zu wählenden Richter Vorschläge machte , woran
natürlich selbstredend Niemand gebunden ist. Ich werde dann
veranlassen , daß diesem Ausschuß ein Berzeichniß sämmtlicher,
richrerlichen Beamten des Großherzogthums vorgelegt werde.

Wenn Niemand widerspricht , so würde ich daNäch Ver¬
fahren und könnten wir dann den Ausschuß morgen wählen.

Ferner ist eingegangen folgendes Schreiben des Großh.
Staatsministcriums vom 12 ./14 d. M . :

„Nach dem Schreiben vom 8 ./9 . d. M . hat der allgemeine
Landtag das Ersuchen UM MittheilüNg des Erlasses vom Ld.
Januar d. I . über die Stellung der Staatsdiener im Staate
nach veränderter Verfassung Und eines ähnlichen ftühern Er¬
lasses an das Militär , aus den Grund des Art . 143 . des
Staatsgrundgesctzcs , erneuert . Das Staatsministerium hat
nach dem Schreiben vom 30 . v . M . die Mitthejlung verwei¬
gern zu müssen geglaubt , weil der Antrag des allgemeinen
Landtags auf den Art . 144 . des Staatsgrundgesetzes gestützt
war und weil , der wcitgreifenden Konsequenzen wegen , dem
allgemeinen Landtage nicht dus Recht eingeräumt werden
iionnrr , die Miltheilung einzelner Verfügungen , um
dieselben einer Prüfung zu unterziehen,  verlangen
zu können.

DaS Staatsministerium verkennt dagegen nicht die Rechte
deS Landtags - welche Demselben nach Art . 143 des Staats-
grundgesetzeS zustchen und es ist bereit , über alle Landes-
nngrl ^ gc nh eite  n Auskunft zu crtheilen . Wie indessen
die Auskunft gegeben werden soll , hängt lediglich von der
Entschließung der Staatsregicrung ab und kann sie auch nach
dem neuesten , nicht so weit gehenden Beschlüsse des Landta¬
ges ein Recht , die Mittheilung einzelner Erlasse verlangen
zu können , nicht zustehen und eben io wenig unbedingt em-
räumen , daß in den vorliegenden Fällen cs sich um Landes-
emgelegcnhciten im Sinne des Art . 145 . handele.

In Berücksichtigung der wiederholt ausgesprochenen Wünsche
des Landtages entspricht indessen das Staatsmimstcrium dem
Beschlüsse vom 6 . d. M . dieses Mal dahin , daß cs hierneben
den Erlaß vom 2S . Januar d. I . ergebenst mittheilt , *) woge-

ch Da Nach den Grundsätzen einer constitutionell -monarchischen Ver¬
fassung die ausübende Gewalt allein der Staatsregicrung Vorbehalten
bleibt , und dieselbe demnach auch berufen ist , vor Allem für Erhaltung
der Innern Sicherheit und Ordnung des Staates Sorge zu tragen , um
dadurch die festere Begründung des Staates selbst , wie die Ausbildung
seiner Einrichtungen möglich zu machen , so ist damit dem Lurch das Ver¬
trauen Seiner Königlichen Hoheit des Großhcrzogs an die Spitze der

s ij ' ft ? ^
gen eS rücksichtlich des Erlasses an das Militär , an Art . 145.
des Staatsgrundgesetzcs die Auskunft dahin ertheilt , daß durch
denselben alle Ossiciere auf die Nothwendigkeit der Vorsicht
und Zurückhaltung in ihren Aeußerungen über politische An¬
gelegenheiten aufmerksam gemacht und aufgefordert sind, selbst
für eine solche Haltung zu wirken , damit ein Einschreiten der
Vorgesetzten , der Obrigkeit , vermieden werden.

Eine förmliche Milthnlung des Erlasses selbst - ist , mit
' Rücksicht auf die militärische Dit -ciplm , unterblieben ; das

Verwaltung gestellten Staatsministermw die Aufgabe geworden , strenge
vorüber zu wachen , daß keine Gegenstrebungen in den verschiedenen Zwei¬
gen der Verwaltung , die Ausführung der für nothwendlg gehaltenen Re¬
gierungsmaßregeln lähmen oder durchkreuzen und vielleicht ganz unmög¬
lich machen , ja sogar am Ende die Verfassung selbst gefährden.

So wenig nun auch die Staatsregierung gemeint sein kann , im All¬
gemeinen Len politischen Ansichten entgegenzutreten , vielmehr die Berech¬
tigung einet ftden -Uebebzruguntz in pMkischnrDürjrä ' anrrken « , so muß doch
von den im Staatsdienste Stehenden mitMeHt erwartet werden , daß Jeder seine
Dienststellung Und fern dadurch begliirnKetetz Berhältniß zur Staatsregicrung
-gehörig würdig « und nicht durch Parteiwesen sich der Staatsregicrung
geradezu entgcgcnstelle und .angreifend lvfter sie verfahre , auch da, wo er
an berufsmäßiger Stelle vollkommen berechtigt ist, seine Ansichten zu ent¬
falte » , diejenige Rücksichtsnahme beobachte , wie sie für einen Beamten,
Der selbst an der Verwaltung und den Geschäften des Staates Thcil
nimmt , besonders unter einer konstitutionellen Verfassung geziemend er¬
scheint.

Die Staatsregierung muß , um bestehen und ihren schweren Pflichten
genügen zu können , erwarten , daß ei» Jeder , welcher vielleicht nicht mit
den von ihr als zwecimäßig anerkannten Grundsätzen übcreinstimmt und
ein Amt übernimmt , sich vorher sage, daß er solchem Amte , zum Wohle
des Ganzen , ein Opfer zu bringen schuldig ist , und ebenso tverden die
schon Angestellten sich nicht verhehlen können , daß , wenn dem Einen
oder Andern ein solches Opfer zu bringen nicht möglich scheint , ihm die
Pflicht als Ehrcnmanne obliege , seinem Amte zu entsagen . Die Staats¬
regierung kann aber nicht zugebcn , daß die im Staatsdienste Ltchendcn
wider sie eine handelnde ParteiMiung einnehmen oder dazu die Hand
biete ». —

Das Staatsininisierium hat sich demnach verpflichtet erachtet . Seiner
Königlichen Hoheit dem Großherzoge anzurathen , daß lolchcn Bestrebun¬
gen , wo sie sich zeigen , von der Staatsregierung mit allen gesetzlichen Mit¬
teln cntgcgengetrcten werte.

Rach Höchster Entschließung Seiner Königlichen Hoheit des Groß-
herzogS geht demzufolge allen Vorständen der Auftrag zu, den Mitglie¬
der » aller Eoüegien , den dabei Angestellten , wie den übrigen Behörden
des Landes mit seinen sämmtlichen Untcroffleialen Obigem gemäß bas
Erforderliche mitzutheilen , damit kein Angestellter über die Absicht der
Staatsregierung in Zweifel sein könne , womit die Aufgabe verbunden
wird , dahin zu wirken , daß die Stellung des Einzelnen klar erkannt und
gebührend eingehakten werde.

Geschieht es hernach , baß Jemand die Staatsregierung zu einem
Einschreiten veranlaßt , so hat derselbe um so Mehr die Folgen sich ledig¬
lich selbst zuzuschreibe ».

Oldenburg , den 29 Janliar 1889.

Staatsministerium.
». Buttel.

v . Grün . "
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Staatsministerium ist indessen bereit , denselben vertraulich mit-

zutheilen , wenn der Landtag dahin einen Antrag stellen sollte.
Oldenburg , den 12 . April 1850.

Staatsministerium,
v . Buttel.

v . Grün ."

Das Rescript in Bezug ' auf die Staatsdiencr ist ange¬
legt . ES wird vielen der Herren schon bekannt sein , indessen
wohl nicht Allen und ich werde es daher , zumal dasselbe
nicht sehr lang ist , vorlesen dürfen.

Dieser Erlaß ist vom 20 . Januar d . Z . und lautet wie
folgt:

WaS die geschäftliche Behandlung dieses Schreibens an¬
betrifft , so darf ich wohl von der Voraussetzung ausgehen , daß
der Landtag sich diese Reskripte nicht erbeten hat , um daran
seine Neugierde zu befriedigen , sondern um denselben seine
pflichtmäßige Aufmerksamkeit zuzuwenden , möge nun diese
Thätigkeit aus diesen oder jenen Art . des Staatsgrundgesetzes
gebaut werden können . Ich glaube nun , dieses Rescript an
die Staatsdiener sowohl als auch bas Schreiben , womit das¬
selbe uns zugesandt ist, gicbt zu so mancherlei Erwägungen
Veranlassung , daß es wohl zweckmäßig erscheinen dürste , ei¬
nen Ausschuß etwa aus 7 Personen dafür zu bestellen , den
ich hiermit vorschlage.

Es crgiebt sich nämlich
1) aus diesem Schreiben , daß daS Staatsministerium

an den Art . 1LS . deö Staatsgrundgesetzes eine Unterscheidung
knüpft , die vielleicht einigermaßen bedenklich erscheinen könnte,
indem die Regierung darnach das Recht des Landtags , Aus¬
kunft über Landcsangelegentzciten zu begehren , durchaus an¬
erkennt , dagegen aber über das Wie , also die Modalität , sich
die Entschließung vorbehält . Außerdem hat das Ministerium
2 ) erklärt , daß es zwar im vorliegenden Halle dieses Rescript an
die Staatsdiener mitgetheilt habe , jedoch das Recht deS Land¬
tags dazu nicht anerkenne , indem dies eme Sache fei , die
sich unier „Landesangelegenheilrn " im Sinne des Art . 145.
nicht subsumire . Außerdem mache ich, was den Inhalt selbst
betrifft , aufmerksam aus den vielbesprochenen PassuS , daß der
Beamte auch da , wo er an berufsmäßiger Stelle vollkommen
berechtig ! rst, seine Ansichten zu entfalten , doch amtliche Rück¬
sichten beobachten muffe , so baß ich hiernach , ohne mich natür¬
lich hier auf diese Eingänge weiter - amzulassen , meinen An¬
trag , daß Sie einen Ausschuß von 7 Personen dafür bestellen
mögen , gerechtfertigt erachte und sofern kein Widerspruch
erfolgt , denselben als gebilligt annehwe.

Ferner sind eingegangen preei manu die Akten über die
Neuwahl im 18 Wahlkreise . Diese Akten « erde rch an dre
Abtheilung abgeben , welche früher darüber berichtet hat und
könnte dieser Bericht morgen auf -die Tagesordnung kommen.

/ ES ist .eingegangen eiwe Eingabe deS patriotischen Ver-

/ -eins zu Wiarden , wonach die sämmtlichen Mitglieder duffes
/ Vereins dem Landtage ihren Dank für den Beschluß ausspre-

chen, wodurch er die Stellvertretung beim Militär aufgeho¬
ben -hat . —

Ferner ein Gesuch der Beerbten zu Kappeln , die Zah¬
lung der sogenannten Vogtdienstgelder bctr.

Diese Vorstellung schließt mit der Bitte , „der Landtag
wolle die fraglichen Bogtdienstgelder , die , wie Supplikanten
ausführen , aus der frühem Verpflichtung , dem Vogte Dienst¬
fuhren im Reihedienste zu leisten , herrühren , für nicht begrün¬
de! und aufgehoben erklären , eventuell dieselben den AblS-
sungsgegenständen beizuzählen.

Soweit es cveniueü die Bitte um Ablösung betrifft , würde
die Sache an den Ausschuß für das Ablösungßgesetz abzugr-
ben sein , im übrigen aber schwerlich zur Eompctenz des all¬
gemeinen Landtags gehören . —

Dann ist eingegangen eine mit zahlreichen Unterschriften
versehene Vorstellung auS dem hiesigen Stadtgebiet dahin
gehend , daß der Landtag an das Großherzogliche Staatsmini-
fterium die Bitte richten möge , dem nächsten Provinzialland¬
lage den Entwurf eines Schulgesetzes vorzulegen.

Ein gleiches Gesuch ist eingegangen von mehreren Ein¬
wohnern des Prkiw Ellens um baldige Vorlage deö Entwurfs
einer neuen Schulordnung . Dieser Gegenstand steht bekannt¬
lich heute aus der Tagesordnung und würden bei der Ver¬
handlung diese Petitionen zur Berücksichtigung kommen können.

Eingegangen sind ferner , eine Vorstellung des Eigenthü-
mers des adelig freien Landguts Buschhausen im Amte Je¬
ver , worin derselbe bittet , den Art . 61 . des Staatsgrundge¬
setzes einer Revision zu unterziehen.

Ferner eine Vorstellung der Eigenthümer der adligftcien
Güter des Amts Jever , worin sie ebenfalls bitten,

1) daß der Art . 01 . des Staatsgrundgesetzes revidirt und
abgeändert werde,

2 ) daß die Bonitirung der Ländereien unverzüglich vor¬
genommen werde.

Eine dieselben Bitten enthaltende Vorstellung ist ferner
cingegangen von Seiten der Eigenthümer adlig freier Güter
auö dem Amte Minsen , eine desgleichen aus dem Amte Tettens.
Diese sämmtlichen Vorstellungen habe ich bereits an den Be¬
richterstatter über denselben Antrag aus dem Kirchspiel
Sande abgegeben und stelle sie ihm wieder zurück . Der Ge¬
genstand stehr bekanntlich auf der heutigen Tagesordnung.

Die Tageordnung führt zunächst zur Fortsetzung deS
Berichts über die Abänderung des Rekruttrungsgesetzes . Da
dieser Bericht erst heute früh oder vielmehr erst vor der
Sitzung vc-rlheilt ist, so wird es wohl nicht in dem Wunsche
der Versammlung liegen , ihn in sofortige Berathung zu neh¬
men , wir könnten ihn auf die morgende Tagesordnung setze» .

Auf der Tagesordnung stehr dann der Bericht des Aus¬
schusses über Revision des Wahlgesetzes und dürfte Ich wohl
-den Berichterstatter eejuchen , diesen Bericht vorzutragcn.

Abg . Ntebour kl . (Berichterstatter , verliest ) :
„Der Ausschuß Har sich in seinem früheren Berichte den

Vorschlag der Wahlkreise in den Landgerichisbezirken Olden¬
burg und Delmenhorst Vorbehalten , weit die Sache hier große
Schwierigkeiten hatte und eine vollständige Einigung noch
noch nicht erreicht war.

60 *
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Ter Ausschuß , auch hier von seinen früheren Erwägun¬
gen geleitet , schlägt jetzt für die gedachten beiden Kreise folgende
Wahlkreise vor:

1 . Wahlkreis Delmenhorst , bestehend aus Stadt und Amt
Delmenhorst mit 1 Abgeordneten.

2 . Wahlkreis Wildeshauscn und Ganderkesee , bestehend
aus den Aemtern gleichen Oamens mit 3 Abgeordneten.

3 . Wahlkreis Elsfleth -Berne , bestehend aus den Aemtern
Elsfleth und Derne und dem Kichspiele Holle mit 3
Abgeordneten.

4 . Wahlkreis Zipischenahn , bestehend aus dem Amte Zwi¬
schenahn mit 1 Abgeordneten.

5 . Wahlkreis Wardenburg Hatten , bestehend aus den Kirch¬
spielen gleichen Namens mit 1 Abgeordneten.

U. Wahlkreis Oldenburg , bestehend aus der Stadt , der
Landgemeinde und Osternburg mit 3 Abgeordneten.

Zu V. ist emeMinderheit ( Schmedes ) nicht einverstan¬
den ; dieselbe schlägt vielmehr statt des unter tt gedachten
Wahlkreises 2 Wahlkreise vor , nämlich:

V. a. Die Stadtgemeinde .Oldenburg und bas Kirchspiel
Osternburg mit 2 Abgev .dnelen.

6 . b . Die Landgemeinde Oldenburg mit 1 Abgeordneten.
Zur Rechtfertigung dieser Vorschläge wird noch folgendes

bemerkt:

Kreis 1 . entspricht dem 14 . Wahlkreise der Verordnung
vom 17. Decbr . i810 , nur ist das Kirchspiel Hasbergen bei
dem Amte , zu welchem es gehört , belassen , da dies im Gan¬
zen zu wünschen »st und die Abtrennung nach den vom Aus¬
schüsse gemachten Vorschlägen nicht nothwendig war.

Kreis 2 . besteht aus der zum Lanbgerichtskrcise Delmen¬
horst gehörigen Geest , wo keine erhebliche Verschiedenheit der
Interessen und Lebenövechältnisse stallsindet , so daß der Aus¬
schuß , weicher überhaupt den ganz kleinen Kreisen , wie früher
bemerkt , nicht geneigt ist, hier eine weitere Zerlegung des ge¬
bildeten Wahlkreises sur unzulässig hält . Der Kreis wird frei¬
lich von ziemlich bedeutendem Umfange , allein dies hat den
Ausschuß um so weniger zu anderen Vorschlägen bestimmen
können , als bisher noch nirgend bedeutende Klagen der Wahl¬
männer  über die weiten Wege laut geworben sind , die Ab¬
lehnung der Wahl ja auch dem Einzelnen , welchem der Weg
zu wert ist, ftersieht.

Der KrcrS 3 ., bei welchem die Landgcrichtökreiscinlhci-
lung nicht berücksichtigt werden konnte , besieht aus den , an
der Hunte und Weser belegcnen , durch mehrfach gemeinsame
Handels - und Schifffahrls -, auch Marsch - und Delchinteressen
verbundenen Bezirken , und empfiehlt sich daher die Bildung
dieses Wahlkreises vorzugsweise . Die Verbindung des Kirch¬
spiels Holle mrl dem Amte Berne war auch schon m der
Verordnung vom 17 . Decbr , v . Z . beliebt.

Der Wahlkreis 4 . entspricht dem Wahlkreis 4 . der Ver¬
ordnung vom 17 . Decbr . v . Z.

Der 5 . Wahlkreis ( Wardenburg -Halten ) ist gebildet , um
die zu große Zerreißung deS oldenburgcr LandgerichlskrciseS
zu verhindern , und weil die Zusammenlegung birscr beiden

benachbarten Kirchspiele viel gerechtfertigter schien , als wenn
daS eine mit dem Amte Ganderkesee , das andere mit einem
Theile des Amts Wildeshauscn , wie in der Perordnung vom
17 . Decbr . v . Z . geschehen , vereinigt wurde.

Hinsichtlich des ü . Kreises ( bcz. ver Kreise 6 . a . und
b-s ' geht,

die Mehrheit des Ausschusses
davon aus , daß die Landgemeinde , auch in kirchlicher Hin¬
sicht mit der Stadt vereinigt , der Stadt gegenüber eine Selbst¬
ständigkeit der Interessen und Verhältnisse nicht habe , daß sie
vielmehr , in jeder , Beziehung in der engsten Verbindung mit
der Stadt stehe . Deßhalb wünscht die Mehrheit , der Landge¬
meinde kein Wahlrecht für sich allein zu geben , um so weni¬
ger , als doch die abgesonderte Wahl der Landgemeinde wohl
meistens nur unter dem Einflüsse der Stadt zu Stande kom¬
men dürste . .
, D e Minderheit betz Ausschusses ,
zieht es vor , die städtischen Interessen ganz abgesondert für
sich vertreten zu lassen , kann auch die Selbstständigkeit der
Interessen her Landgemeinde so unbedingt nicht ableugnen,
als cs die Mehrheit lhut . Die Minderheit wünscht auch im
Zweifel  die Bestimmungen der Verordnung vom 27 . Decbr.
v . Z . beizubchajten und hat deßhalb 2 Wahlkreise vier vvr-
geschlageu , wie dieselben nach der gedachten Verordnung
bestehen.

Abg . Kaiser : Mit dem Mehrheitsantrage des Aus¬
schusses , wonach der Wahlkreis Oldenburg aus der Stadt-
und Landgemeinde und dem Kirchspiele Osternburg bestehen
und 3 Abgeordnete wählen soll , kann ich mich durchaus nicht
einverstanden erklären . Die Mehrheit des Ausschusses ist
davon , .ausgegangen , paß die Landgemeinde auch in kirchlicher
Hinsicht der Stadt gegenüber eine Selbstständigkeit der In¬
teressen nicht habe , daß sie vielmehr in jeder Beziehung in
der .engsten Verbindung mit der Stadt steht . Es , ist freilich
richtig , daß die Stadt jetzt in kirchlicher Hinsicht eine gemein¬
same Verwaltung mit der Landgemeinde hat , indessen daraus
geht doch nicht hervor , daß ihre Interessen in jeder Bezie¬
hung dieselben sind . Sie haken auch bisher in den kirchli¬
chen Angelegenheiten so halb und halb eine gemeinsame
Vertretung gehabt oder ihre Angelegenheiten gemeinsam re-
gulirt . Indeß sind die Anlagen auf verschiedene Weise re¬
partier worden ; die Stadt hat nämlich ihre Anlagen aus
der Octroikasse bezogen , während die Landgemeinde dieselben
theils nach dem Fuß der Additionalconstitution , theils nach
Bauen und Stellen repartirte . Nun hat seit einiger Zeit
eine > Abrechnung stattgefunden zwischen der Stadt - und

Landgemeinde , wonach sich .ergiebt , daß die Landgemeinde
noch mit ungefähr 10000 «P oder vielleicht noch mehr , was
ich nicht so genau angeben kann , mit ihren Beiträgen in
Rückstand ist . Darnach hat sich also doch wohl gewiß her¬
ausgestellt , daß im Allgemeinen keine Gleichheit der Inter¬
essen vorhanden ist . Ebenso hat auch ursprünglich eine ge¬
meinsame Verwaltung im Armenwescn stattgefunden . Um den'
vielen Konflikten vvrzubeugcn , die darüber siattgesunden ha-
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den, ist auch diese Verwaltung getheilt worden, und während
nun die Vertreter der Stadt - und Landgemeinde Oldenburg
dahin streben, eine Dheilung immer mehr hervorzurufen und
dadurch die zwischen ihnen obwaltenden Konflikte zu beseiti¬
gen, will man hier eine gemeinsame Kreiseintheilung zu be¬
wirken suchen, wodurch der Konflikt jedenfalls noch mehr
herbeigeführt werden würde. Das scheint doch durch¬
aus nicht wünschcnswerth zu sein. Wenn ferner noch be¬
merkt ist, daß eine abgesonderte Wahl der Landgemeinde wohl
meist unter den Einflüssen der Stadt zu Stande kommen
dürste, so glaube ich, dies durchaus nicht befürchten zu dür¬
fen; denn die Landgemeinde hat im Allgemeinen ein so star¬
kes Vertrauen nicht zur Stadt , daß sie sich in einem solchen
Grade ihrem Einflüsse unterwerfen könnte. Was nun die
Zusammenstellung der Stadt mit dem Kirchspiele Osternburg
betrifft, so ist's gewiß allgemein bekannt, daß die Osternburg
weit mehr städtisch ist, als die Landgemeinde Oldenburg ist,
und darum wird diese Eintheilung auch wohl zusammen¬
passen. Ich Hann daher nur den Antrag der Minorität des
Ausschusses dringend zur Annahme empfehlen.

Abg. v. Fiiickh : M. H-, ich schließe mich auch der
Minderheit  des Ausschusses an. Daß eine Selbstständig¬
keit der Interessen und Verhältnisse der Landgemeinde, der
Stadt gegenüber, nicht stattsinde, glaube ich auch nicht. Im
Gegcntheil, ich glaube, die Landgemeinde hat sehr selbststän¬
dige Interessen, und ich wüßte eigentlich kaum, wo ihre
Verhältnisse und Interessen mit der Stadt wesentlich zu¬
sammenhangen sollten. Was die Verbindung im Kirchen¬
wesen und was das Armenwesen anlangt, so ist schon her¬
vorgehoben, daß diese Interessen nicht gleich sind. Stadt-
und Landgemeinde haben in jeder Beziehung immer einander
gegenüber gestanden, sie haben Processe miteinander geführt,
die theils hierhin/cheils dorthin entschieden worden sind.
Daß die Landtagswahl für die Landgemeinde nicht von der
Stadt ausgemacht wird, hat die Erfahrung bereits bewiesen,
und es wird dies immermehr sich Herausstellen, obgleich Ei¬
nige  aus der Stadt dabei Einfluß gehabt haben mögen.
Das ist aber doch etwas ganz anderes, als daß die Land¬
gemeinde nicht gewünscht haben sollte, einen eigenen Vertre¬
ter zu haben. Was mich aber gerade dafür bestimmt hat,
die Stadt allein zu lassen, und ihr zwei Abgeordnete zu ge¬
ben — mag sie nun in Verbindung mit der Osternburg, blei¬
ben oder nicht— ist, daß ich's sehr wünschenswerth halten
muß, daß wir speziell eine städtische  Korporation in unserm
Landtage vertreten haben, indem wir in unserm ganzen
Landtage eine Vertretung der Art bis jetzt gar nicht haben.
Keine Stadt ist allein; auch Jever ist zusammengelegt mit
dem Landkreise, Delmenhorst mit dem Amte, und auch sie
sind beide in der Minderheit. Ich halte cs aber für recht
gut, daß wenigstens ein oder zwei alleinige Vertreter der
städtischen  Interessen in unserm Landtage vorhanden sind.
Das kann nur förderlich sein. Ich glaube also, daß es nicht
blos im Interesse der Landgemeinde ist, wenn sie allein ge¬
lassen wird, sondern auch des Landtags und der Verhand¬

lungen,.selbst- indem wir dadurch ssielleichl in einigen Fällen
Aussicht auf stächische. Capaeitäten hghen, Zn dieM Bezie¬
hung schließe,ich mich also der Minorität des Ausschusses an.

Ich möchte aber Vorschlägen, noch einige andere Abän¬
derungen zu machen, so zu Nr. 2., betreffend die Verbindung
des Wahlkreises Wi ldesh ausen - Gand er kesee.  Dieser
sagt Ger 'Kreis, ist zu groß und die bloße
Verbindung, weil Geist,  zu lax, als das es nothwendig
wisse, diese beiden Aemter mit einander zu verbinden. Ich
glaubch das' 'wssrden hie Herren selbst zugehen. Meines Er¬
achtens 'wird es nn Interesse der beiden Aemter sein, wenn
fix von einander getrennt bleiben, und es lassen sich— wenn
Wir nur ' nicstt die' Einwohnerzahl ganz scharf  sesthalten
wollest, 'sosidern NUr in so weit das Staatsgrundgesetz dies
nothwöndig Macht beide Aemter auch sehr gut von ein¬
ander trennen und dort doch 3AbgeorVnete wählen — Wil¬
deshausen würde einen  Abgeordneten für sich zu wählen
haben, und Ganderkesee, das über  9000 Seelen hass, be¬
käme zwei.  Ich werde darauf einen Antrag stellen, daß
diese Aemter getrennt werden. Eine Abweichung von dem
Principe, was der Ausschuß angenommen hat , liegt hierin
nicht mehr, als in dem Vorschläge deö Ausschusses. Wenn
ich bas Princip, datz der Ausschuß als Regel angenommen
hat, rechi verstanden habe, so ist es das : daß zwei  Abge¬
ordnete die Regel  sein sollen. Damit verträgt sich eben ch
gut,mei n Vorschlag, daß 1 und 2 gewählt werden sollen,
als der Vorschlag des Ausschusses,  daß 3 gewählt wer¬
den sollen. Beide  Vorschläge enthalten eine Abweichung
von dem als Regel angenommenen Princip.

Ebenso mvcht? ich, glauben, daß der Wahlkreis Els¬
fleth -Berne  besser getrennt werde, so, daß dem Amte
Elsfleth ein Abgeordneter gegeben wird,  und dem Amte
Berne, bas zusammen mit dem Kirchspiel Holle auch über
10003 Einwohner hat, zwei  Abgeordnete. Ich gebe zu, daß
die Aemter Elsfleth und Berne manche gemeinschaftliche In¬
teressen haben,. Es wird aber auch nicht bestritten werden,
daß sie Manches haben, was nicht zu einander paßt. Und
wenn nicht ganz überwiegende Gründe vorliegen, so, glaube
ich, soll man Aemter  nicht verbinden, wenn aus deren
Trennung kein Nachtheil entsteht. Ich glaube, es ist Els¬
fleth mehr damit gedient, daß es einen Abgeordneten allein
stellen kann, als wenn es mit Berne und Holle zusammen-
und dadurch in dse Minorität  kommt. Wenn gegen die
Eintheilung .des Wahlkreises Elsfleth nach der Verordnung
vom 17. Dezember, vielleicht bemerkt werden möchte, daß
darnach das Kirchspiel Elsfleth , mit zwölf  Wahst
männern, überwiege gegen die übrigen  Theile mit nur
e.ilf Wachmännern, — so stellt sich Las Berhältniß anders,
wenn wir das ganze Amt  zusammenlassen. Denn dann
kommt Oldenbrook  auf der Seite des sogenannten Land¬
distrikts Elsfleth mit 1200 Einwohnern hinzu/  und dann
hat der LandListnkst  die Oberhand und wird sich mir dem
Kirchspiele  Elsfleth schon verständigen. Ich möchte also
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verschlage « , da auch diese Abweichung vom Principe nicht
größer ist, auch hier die Trennung zu machen.

Im klebrigen bin ich mit den Vorschlägen des Aus¬
schusses vollständig einverstanden.

Ich möchte also nur Vorschlägen:
Zu 2.

„Das Amt Wildeshausen wählt einen Abgeordneten.
Das Amt Ganderkesee wählt zwei Abgeordnete ."

Zu 3.

„Das Amt Elsfleth wählt einen Abgeordneten . Das
Amt Berne und das Kirchspiel Holle wählen zwei
Abgeordnete ."

Präsident : Ich frage zunächst , ob der Vorschlag aä 2 . :
„Das Amt Wildeshausen wählt einen Abgeordneten.
Das Amt Ganderkesee wählt zwei Abgeordnete,"

unterstützt ist?
Er ist unterstützt.
Dann frage ich, ob der Vorschlag all 3 . :

„Das Amt Elsfleth wählt einen Abgeordneten , das
Amt Berne und das Kirchspiel Holle wählen zwei
Abgeordnete"

unterstützt ist?
Hinreichend unterstützt.
Herr Wibel  hat daS Wort.
Abg . LMbel : Meine Herren , der Vorschlag , den der

Abg . Kaiser  Ihnen gemacht hat , ein Abgeordneter , mit
dem ich sonst fast immer zu stimmen pflege , kann ich Ihnen
durchaus nicht empfehlen , im Gegeniheil , aus Gründen , die
mir überwiegend erscheinen , ersuche ich Sie , ihm nicht beizu¬
treten , sondern dem Anträge der Mehrheit des Ausschusses,
welcher den Vorzug hat , dem Kreise Oldenburg eine Größe
zu geben , daß er drei Abgeordnete in den Landtag wählen
kann , was ich immer besser halte als einen oder zwei . Er¬
wägen wir so pflichtmäßig und aufmerksam , wie wir gewiß
schuldig sind , die Gründe zu erwägen , die der Abg . Kaiser
vorgebracht hat , so werden wir bei der allergenauesten Prü¬
fung nichts darin staden , als was man angeführt hat für
die Bildung kleiner Kreise in der Verordnung vom 17 . Dcbr.
v . Z ., und deren Prineip haben nur eben nicht für richtig er¬
kannt . Wenn der Abg . Kaiser Ihnen sagt , die Landgemeinde
sei durch ihre Interessen nicht eng an dir Stadt geknüpft , st«
bilde vielmehr in vieler Hinsicht gleichsam ein Kirchspiel für sich,
so ist das freilich richtig . Die Landgemeinde ist freilich durch
Den zufälligen Mangel eines eigen «« Kirchengebäudes an
die Gemeinde Oldenburg gebunden ; sonst steht sie selbst¬
ständig Da. Aber wollen Sie denn jedem Kirchspiele einen eige¬
nen Abgeordneten geben ? Nein , es liegt der Beschluß fest und
sicher vor : das soll nur geschehen , wenn die dringende Noth
es gebietet , und daß das hier der Fall sei , dafür ist nichts
vorgebracht worden.

Die Verbindung aller übrigen Kirchspiele des Landes
zu einem Wahlkreise hat dann ebenfalls keine Gründe für sich.
Wir müssen die Landgemeinde bei . der Stadt lassen , wenn

wir nicht überall wollen : jodes Kirchspiel soll seine » eigenen

Abg . stellen , wenn es groß genug ist. Ich glaube auch , der
Abg . Kaiser  wird seinen Antrag nicht mehr mit so freudi¬
gen Augen snsehen , seitdem der Abg . v . Finckh für densel¬
ben das Wort genommen hat.

Wir haben nun denselben Antrag von der andern Seite
beleuchtet und befürwortet gesehen und ich glaube , daß er da¬
durch sehr in den Schatten getreten ist . Das weiß ich aber
ganz gewiß , daß mein verehrter Freund Kaiser  sich mit
uns Allen sträuben wird , gegen den Finckh schen Vorschlag,
die alten Eorporativstände einzuführen in mittelalterlicher Weise.

Der Abg . v . Finckh rvill uns ein Rococostück aus der
Rumpelkammer der Vorzeit aufsteüen , damit , daß er der
Stadt einen besondern Vertreter geben will . Nein , meine
Herren , das will , das darf niemand von uns wollen , denk
in unserm Staatsgruudgesetz steht , die Abg . sind Abg . des
ganzen Volks und sollen die Interessen Aller gleich wahren.

Wer bas Staatsgrundgesctz will , kann niemals die Evr>
poralivstände wollen . Zudem haben wir beschlossen , so viel
als möglich die Wahlkreise so zu bilden , daß jeder mehr als
1 Abg . stelle , denn warum sollten wir sonst die Verordnung
vom 17 . December nicht beibehalten ? Man hat angeführt,
daß der Wahlkreis Oldenburg zu groß wird , daß weite Rei¬
sen für die Wahlmänner dadurch verursacht werden . DaS
kann ich nicht so hoch gelten lassen , um deshalb die mir im
höchsten Grade widerwärtigen Erscheinungen eines Wahlkrei¬
ses mit nur einem Abgeordneten ins Leben zu rufen ohne
Noth . Wenn der Abg . v . Finckh dann den Kreis Berne-
Elsfleth zerreißen will in 2 Kreise , da hat er mir eben wie¬
der ein Lieblingsstück aus dem ganzen Gegenstände herausge¬
zogen . Gerade diese Vereinigung von Elsfleth und Berne
halte ich für den glücklichsten Gedanken , den der Ausschuß
hat in Anwendung bringen können . Da haben sich die Umstände
gerade einmal so gefügt , daß eine Eintheilung gemacht werben
konnte , die in jeder Hinsicht völlig passend und ersreulichjist . Frei¬
lich sagt der Abg . v . Finckh , man werbe durch die Vereini¬
gung der Landgemeinde Elsfleth mit der Stadt Elsfleth ein
Verhälrniß Herstellen , in welchem das Land mit der Stabt
sich leicht verständigen werbe . Meine Herren , ich wünsche
die Verständigung auch , aber nicht , wo sie darin bestände,
daß der eine Theil durch den anderen stumm gemacht werde;
in solcher Form wünsche ich sie nicht . Noch lauter muß ich
meine Stimme erheben und Widerspruch dagegen cinwenden,
wenn gesagt wirb , daß die Zusammenlegung von Berne und
Elsfleth den Bewohnern dieser Aemter nicht erwünscht sein
werbe . Der Mehrheit wird sie im hohen Grade erwünscht
sein . Ich kann sie Ihnen daher nur empfehlen und werde
meinerseNS nur stimmen bei Nummer 6 für den Antrag der
Mehrheit des Ausschusses , dem Kreise Oldenburg 3 Abgeord¬
nete zu geben , damit er in feiner vollen Würde und nicht
wie ein zerrissener Kreis dastehe ; und ebenso werde ich bei
Ganderkesee und Elsfleth für die Vorschläge deS Ausschusses
stimmen.

Abg . Mö ' lling : Auch ich muß mich entschieden für
den Antrag der Mehrheit des Ausschusses auösprechen . Wich
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dünkt , daß dem alten Wahlgesetze durch diesen Antrag der
Mehrheit schon eine sehr große , sür mich eine viel zu große
Koncession ertheilt ist . Was der Abg . Kaiser  und gegenüber
der Abg . v . Finckh,  der Erstere in Bezug auf die spcciellen
Interessen deS Landes , der Andere in Bezug , auf das speci-
elle Interesse der Stadt , angeführt haben , das führt gerade

zu einer spcciellen Vertretung zurück , die das Staatgrund¬
gesetz nicht will und auch das Wahlgesetz nicht wollte , die erst
die Staatsregierung durch LaS octroiyrte Wahlgesetz hat ein-
sühren wolle » . .Wollten wir auf diesem Wege .fortfahren,
wollten wir auf diesem Wege das Wahlgesetz revidiren , meine

Herren , so müßten wir dem Beamtenstand gestatten , sp.ecielle
Vertreter zu wählen , dem Kaufmannsstande und GrweM-

stande , allen den einzelnen Ständen , denn alle diese einzelnen
Stände haben ihre eignen speciellen Interessen . Die neue
Zeit will nicht , daß wir uns in den Particularismus des
Zunftwesens , in die Specialitäten der Kasteninterrssen verlie¬

ren , die neue Zeit will gerade , daß die Particularintercsscn
verschmolzen werden in der allgemeinen Gleichheit . Wie cs
rin großer Fehler Deutschlands und des deutschen Volkes
war , daß immer die deutschen Stämme sich auf die spcciellen
Interessen ihres SrammeS stützten , so würde es ein großer
Fehler sein , die Volksvertretung , die suchen soll , daß die spc-
cicllen Interessen ausgeglichen werden mit den höher » des
Landes , in die Specialvertreter der Stände der einzelnen
Kirchspiele , der Städte zurückzuführen . Die Resignation , die
VaterlandZliebe , die nöthig ist , damit unser Vaterland ein

Ganzes , ein Einiges werde , entsteht erst dadurch , daß der
Einzelne sich dem Ganzen unterwirft , daß die kleinen Kreise
in den großen aufgehen und Sie , meine Herren , werden ge¬
wiß Nicht bei der Verordn , v . 17 . Dczbr . verbleiben , die ei¬
nen spcciellen Zweck hat , Sie werden , soweit es irgend an-

gehen kann , sich an ' s alte Wahlgesetz Halden , das von den
größcrn Wahlkreise » ausging , um so mehr , da diese großem
Wahlkreise dis jetzt erfahrungsmäßig keinen Nachtheil gehabt
haben . Wenn Herr v . Finckh sagt , die Städte .sollten auch
Kapazitäten , schicken — so fragen wir : haben wir nicht Ka¬
pazitäten auS der Stadt Oldenburg , sind die städtischen In¬
teressen nicht vertreten ? sind denn die städtischen Interessen

ausgeschlossen , sind nicht Landlrute , Leute aus allen Klassen
in Her Volksvertretung ? Meine Herren , das ist nur Schein.
Es walwt immer nur das Eine : Die Residenz will ihre

Politische Richtung vertreten haben , und diese Vertretung würde
nicht zum Heil deS Landes gereichen . Also empfehle ich Ihnen
dringend , bleiben Sie bei dem Anträge der Mehrheit des
Ausschusses.

Abg . Strackerjan : Meine Herren , als Bürger der
Stadt Oldenburg sollte ich eigentlich für den Majoritätsantrag

sein ; ich glaube aber , hier nicht als Bürger von Oldenburg
zu stehen , sondern als Vertreter deS ganzen Landes und Mit-
vertreter der Landgemeinde und darum mich für den Minori-
tätSantrag aussprechcn zu müssen . Der Abg . Wibel  hat

gesagt , der Abg . v . Finckch wolle ein Stück Rocvcco wieder
Herstellen ; ich glauben der Majoritärsantrag stellt noch ein

größeres Stück Rococco wieder her . Sowie die Bevölkerung
einmal , in der Stadt Oldenburg in der Landgemeinde und im
Kirchspiel Osternburg ist , wird ! eben die Wahl in Oldenburg
durchaus entscheidend sein für die Wahl in dem ganzen Wahl¬
kreise . Legen wir dem Wahlkreise 3 Abgeordnete zu , so wählt
die Stadt  Oldenburg 3 Abgeordnete , nach dem Minoritäts-
antrage nur 2 . Ich will Ihnen das näher Nachweisen . Die

Stadt Oldenburg hat nach der neuesten Volkszählung 8773
Einwohner . In Folge deS Beschlusses , daß die Militärper¬
sonen alle in der Stadt Oldenburg milwählen sollen , womit
jch noch vollständig einverstanden bin , müssen hoch 1127 Mi¬

litär Personen , die hei der Fahne sind , und die dabei nicht
mitgezähkt sind , der Bevölkerung derStadt hinzugezählt wer¬
den , » rächt 41 Wahlmänner . Wenn Sie , wie ich , glaube,
meinen demnächßigen Antrag nicht anuehmen werden , daß
nämlich die größer » Wahlbezirke in kleinere zerlegt werden
— so würden 11 Wahlmänner -in einer Wahl gewählt wer¬
den müssen . Das ist nicht anders , möglich , als wenn eine
Liste ausgestellt wird , wie auch bisher von de« verschiedenen
Partcirichtungen geschah . Die werden herumgetragen in den
Häusern , und ist man soweit damit gekommen , so klebt man
diese Zettel nur auf die Stimmzettel , und dies wird
künftig noch mehr geschehen . Es wird also ganz voraussicht¬
lich eine Stimmliste durchgehen , dann hat Oldenburg eine
Wahlmännerversammlung , die aus .einem Guß hervor¬
gegangen , ist . Den .cn gegenüber stehen die Wahlmänner der

Landgemeinde 23 an der Zahl , von Ostemburg 10 , zusammen
33 gegen 11 . Die Stadt Oldenburg hat also unbedingt die
Mehrheit und wählt die 3 Abgeordneten , während die andern

Theile des Wahlkreises gar nicht in Betracht kommen . Mög¬
licherweise kann cs sein , daß einer ablehnt oder daß einer
austreten muß ; möglicherweise kann einer zu den andern
Wahlmännern aus den übrigen Wahlbezirken übertieten , aber
dafür hat die Stadt Oldenburg noch 8 mehr wie der übrige
Wahlbezirk . Deshalb glaube ich , die Gerechtigkeit gegen die
Landgemeinde fordert es , daß wir den Mliionlälsantraz an;
nehmen ; wir,nehmen ja sonst alles an , was die Gleichheit
fördern kann.

Abg . Sprenger : Ich wollte nur in Beziehung auf
Len Antrag des Ahg . v . Finckh wegen des von uns vorge?
schlagenen ziveiten Wahlkreises bemerken , daß die Vereinigung
der beiden Acmter Wlldeshausen und Ganderkesee auch aus

anberm Grunde fast nothwendig ist , indem die Veränderung,
die uns Herr v. Finckh vorgeschiagen hat , haß das Amt
Ganderkesee 2 Abgeordnete wählen sollte , und Wlldeshausen
Einen , ungerecht und daher nicht zuläss g ist, weil beide Aem-
ter fast gleich groß  sind , — denn nach der neuesten Volks¬
zählung hat das Amt Wlldeshausen 8213 , das Amt Gander¬
kesee 9l10 . Einw . Wollte man den zweiten Wahlkreis in
2 Theile trennen , so müßte man schon von Wldcshausen

ein Kirchspiel abnehmen und zum Amte Ganderk . see legen,
und dazu würbe wohl das Kirchspiel Döttingen , was etwa
2000 Einwohner hat , am passendsten sein und dann hätte
Ganderkesee rerchlich IrOOO Einwohner . Dos wäre dapn
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noch einigermaßen rhunlich , aber , der Kreis , wie er- vsm Aus¬
schuß vorgeschlagen ist , rechtfertigt sich aus dem im Allge¬
meinen schon angegebenen Grunde , daß wir möglichst  die
kleinen Kreise vermeiden wollen , wo nur 1 Abgeordneter zu

wählen ist.
Abg . Püschelberger : Ich verzichte aufs Wort , weil

das schon gesagt ist, was ich bemerken wollte.

7 Abg . v - Finckh : Auf das eben Bemerkte will ich so¬

fort erwiedcrn : daß ich bei meinem Vorschläge schon hervorge¬
hoben habe , daß ich auf die Ungleichheit in der Einwoh¬

nerzahl nicht viel  Gewicht legen kann . Ich glaube nämlich,
daß selbst die Aemtcr , welche bei größerer Einwohnerzahl
nur 1 Abgeordneten stellen , dabei doch im Bortheil sind , weil

bei einer Verbindung derselben mit noch größeren  Aemtern

das größere Amt — denn cs wird sich mehr oder weniger
Herausstellen , daß jedes Amt zusammenhält — . süd' s kleinere
Amt noch mitwählt , z. E . Gatrderkesee , das die Majorität

hat,  mit für Wildeshausen . Eine Trenriung eines oder des
andern Kirchspiels vom Amte Wildeshausen , um dasselbe zu

Ganderkesee zu legen , liegt nicht in meiner Absicht . Ich

glaube nicht , daß dadurch Wildeßhausen genützt wird . Dem
Amte Wiideshausen ist damit gewiß mehr gedient , wenn es

nur 1 Abgeordneten wählt , den es aber sicher wählt , als

wenn es zu Ĝanderkesee kommt , und dann Anspruch auf
hat , aber gar keinen bekommt. — Was in Bezug auf
Elsfleth  mir erwiedert wurde von dem Abg . aus Olden¬

burg „ ich hätte versucht , da ein fremdes Kirchspiel zuzuziehcnch
so wird er mich wohl mißverstanden haben . Denn das Kirch¬

spiel Olderchrock gehört zum Amte Elsfleth,  und war
nur durch die Verordn , v . 17 . Decdr . davon getrennt.
Das Amt Elsfleth würde nach meinem Vorschläge gerade

sp bleiben , wie es ist . — Denn in Bezug auf DaS , was
ich über die Stadt  gesagt habe , und meine desfälligen
Gründe dafür , — so bemerke , ich - daß ich es sehr gern sähe,
wenn auch die Städte Gelegenheit hätten , Abgeordnete für

ihre  Interessen zu wählen . Man ist der Ansicht , das sei

gegen das Staatsgrundgesetz . Ich glaube das nicht . Ich
glaube , gegen das StaatSgrundgcsetz würde es nur sein,
wenn die betreffenden Abgeordneten nach solchen Interessen

stimmen  würden ; daß aber die Interessen bei der - Wahl

berücksichtigt werden , wird nicht gegen das Staatsgruntgesetz
sein . Auch Ein solcher von der Stadt Hergeschickter wird

sich als Abgeordneter des ganHeR  Landes betrachten . Jenes
habe ich auch nicht gewünscht der bcsondern Vertretung
wegen , sondern deswegen , um Abgeordnete zu haben , die
daS - städtische Interesse ganz besonders kennen , und um auf
diese Weise uns derartige  Kapazitäten zu sichern . -Nicht

daß ich bezweifelte , daß die Herren , die die Stadt dieses Mal

geschickt hat , nicht auch Kapazitäten wären , — ich habe nur

bezweifelt , daß sie Kapazitäten in städtischen  Angelegenhei-
tbnusind . Und wenn gesagt ist , „ wir dürsten auf dergleichen

korporative Vertretungen sticht zurückkommen " , so gsbe ich

das im Allgemeinen  z « . Wenn der Landtag sich- ganz
umsormen wollte , so wäre das Etwas Anderes , und gewiß

unzulässig ; ich habe aber ausdrücklich hervorgrhoben , daß wir

bis jetzt gar keine  städtische Bekt -rclung haben , und daß,
wenn die Stadt Oldenburg zwei Abgeordnete zu wählen
habe , Nacht h eil d ara us nicht entstehen könne , wohl aber

Vortheil daraus , daß Leute , welche di« specicll - städtischen
Interessen sehr genau kennen , hier würden gewählt werden.
Es könnte hier ein recht tüchtiger Kaufmann,  und ein in¬
telligenter Handwerker  gewählt werden.

Abg . SLibel : Meine Herren ! Der Abg . Strackerjan

hat als Bürger der Stadt geglaubt ; -für Unterjochung der

Landgemeinde unter die Stabt nicht das Wort nehmen zu
dürfen , weil er die höhere Pflicht habe , die allgemeine Lan-
besvertretung zu befördern und so auch die Landgemeinde
in ihrem Rechte vertreten zu müssen . Das ist ein Stand¬
punkt von Edelmuts,den  auch ich Mneyrnen will , so viel

ich kann , und wenigstens -will ich ehrlich darnach streben.
Ich will dann aber auch den .eingenommenen Standpunkt
aus wahreThatsachen gründen ^ das hat derAbg . Stracker-

jan  nicht gethan , denn alle Thatsachen , die bisher vorge¬
kommen sind bei den Wahlen in der Stadt Oldenburg , spre¬
chen gegen ihn . Der Abg . Strackerjan  hat Ihnen in
Zahlen hergerechnet , die Stadt .Oldenburg würde mit ihren 32

Wachmännern , namentlich wenn die gedruckten aufgeklebten

Wahlmännerzettel noch beliebter , würden , immer das Ueberge-
wicht haben über die Landgemeinde . Daß diese aufgeklebten
gedruckten Wahlmännerzettel Manchem unangenehm gewesen
sind , begreife ich . Manche Kapazitäten aus der Stadt sind

dadurch genöthigt worden , sich in entfernter siegenden Wahl¬
kreisen ihre Wahl zu suchen . Aber , abgesehen davon , kann ich

aus Erfahrung versichern , daß diese aufgeklebten Wahlzettel
nie zur Einstimmigkeit geführt haben , nie zu der Einstim¬
migkeit geführt haben , daß ^32 Wachmänner von einer  poli¬
tischen Partei durchgesetzsi worden '-wären , und , meine Herren,
ich glaube , das wird auchmnie der Fall sein . Wir haben
gehabt in der Stadt Oldenburg 28 höchstens 29 Wahlmän¬

ner von der Liste , welche dit eine .Partei ausgestellt hatte,
6 und mehr waren immer von der andern Partei neben

ihnen . Diese haben sich dann angeschlossen an die verwand¬
ten Grundsätze und Gesinnungen , die sie fanden unter den

Wachmännern der Osternburg und der Landgemeinde und

es kam dann eine Majorität . zusammen - , welche in der Regel
als eine erfreuliche anerkannt worden ist . Das haben die

Thatsachen gezeigt , denn wenn eine Partei unterdrückt ge¬
wesen ist, so war es eine Partei siy der Stabt , die sich die
Stadl nennt , nie die Landgemeinde . Nicht blvs aus meinem

Munde soll das als Wahrheit kund gegeben werden , ich darf
aus das Archiv des Landtags verweisen , ich darf Sie ersu¬
chen , die Petitionen nachzulesen , die von dieser Partei ein-

gerelchr sind und welche behauptete, . die Ssirdt Oldenburg habe
ihr Stimnirechl verloren , sie würde durch die Stimmen aus

den ländlichen Kirchspielen unterdrückt . Damals freilich wa¬

ren die Stimmen aus den ländlichen Kirchspielen ihr gegen¬
über noch zahlreicher . Die Niederlage dieser Partei , die sich
die Stadt nennt , war allerdings größer , aber rechnen Sie die
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Wahlmänner dazu , welche die Gemeinde Osternburg stellt , so hat
dies allein denselben Erfolg gehabt . Also , es ist nichts weniger
als richtig , wenn man die Landgemeinde als unterdrückte hin¬

stellen will und die Stadt als Siegerin ihr gegenüber . Wenn

Herr v . Finckh sagt , er habe nicht ein Rokokkostück von
korporativen Ständen einführen jwollen , er wünsche nicht,

daß der Landtag so gewählt werde , sondern nur die Stadt

Oldenburg soll den Vorzug haben , für sich und für diese oder
jene andere Stadt das städti -che Interesse wahren zu können.

Nun , meine Herren , da habe ich zunächst mich nicht über¬

zeugen können nach dem , was ich immer von den Interessen
meiner Stadt Oldenburg gewußt habe , nach Allem , was ich

darüber habe erfahren können , habe ich mich überzeugen

müssen , daß die Stadt Oldenburg wenig übereinstimmen
wird mit den Interessen anderer Orte , die entweder Städte

oder Flecken sind . ImGegentheil weiß ich, daß viel Wider¬
streit sein wird , wenn wir an die einzelnen Dinge kommen,

zwischen den einzelnen Städten und Flecken und der Stadt
Oldenburg . Aber , wenn dem auch anders wäre , warum

sollen wir für die Stadt Oldenburg etwas einführen , was

wir nicht für gut halten können und nicht allgemein einfüh¬
ren wollen ? Wir sollen vielmehr allen Interessen des gan¬

zen Landes eine gemeinsame Vertretung geben , wozu denn

zwei oder drei für Oldenburg , welche eine Ausnahme davon

machen ? Den Antrag der Mehrheit im Ausschüsse kann ich
Ihnen nur abermals empfehlen und ich glaube , die Gründe,

die jetzt für den Minoritätsantrag vorgebracht sind , haben
ihn in Ihren Augen so geschwächt , daß auch Sie Sich nun

für den Majoritätsantrag nur um so mehr werden entschei¬
den können.

Abg . Strackerjan : Es ist gesagt , ich hätte unrichtige
Thatsachen mitgetheilt . Da muß wohl ein Mißverständniß

verwalten , wenigstens habe ich nicht sagen wollen , und ich

glaube auch nicht gesagt zu haben , daß die 32 Wahlmänner
der Stadt Oldenburg aus einem Gusse erwählt worben wä¬

ren . Ich habe nur gesagt , es werde künftig noch mehr ge¬

schehen , weil die Zahl der Wahlmänner so groß ist , daß man

ohne gedruckte Stimmzettel und ohne Aufkleben derselben
gar nicht mehr wird wählen können , wenigstens ei» großer
Theil der Leute nicht . Es ist allerdings , und darin muß

ich dem Herrn Vorredner Recht geben , bei den letzten Wah¬

len vorgekommen , daß die Stimmlisten nichr immer ganz

rein durchgingen ; aber woher kam das ? Weil manche Na¬
men wegen ungenauer Bezeichnung verworfen werden muß¬
ten und deshalb kamen Leute von der andern Stimmliste

mit aus der Wahlurne heraus . Dies wird vermieden wer¬

den , sobald gedruckte Stimmzettel pure angenommen werden
und deshalb werden die Wahlen künftig aus einem Guß sein.

Die Unmöglichkeit ist nicht nachgewiesen.
Präsident : Da Niemand weiter das Wort verlangt

har , so erkläre ich die Discussion all I. des Ausschußberichts

für geschlossen.
Abg . Niebour II . ( Berichterstatter ) : Meine Herren,

Sie erlauben mir , daß ich kurz auf die verschiedenen Gegen - -
27 .

stände zurückkomme . Ich wende mich zunächst zu dem
Anträge v . Finckh,  den Wahlkreis Wildcshausen , Gander¬

kesee in 2 Theilen zu zerlegen und dem einen Lheile 2 Abg.
zu geben , dem andern einen . Der Antrag geht im Allge¬

meinen wohl daraus hervor , daß die Herren , die Anhänger
der kleinen Kreise waren , damit im Landtage aber nicht durch¬
gekommen sind , jetzt in den einzelnen LandgerichtSkreiscn durch

^ spezielle Anträge dasselbe zu erreichen suchen.

Der erste Vorschlag ocs Abg . v. Finckh scheint nur

aber an sich durchaus unhaltbar , weit , wenn man einige Ge¬

rechtigkeit walten lassen will , doch nichr dem einen Bezirke
von , ich glaube , 8500 Einw , einen Abgeordneten , einem an¬

dern Kreise , der 300 Einwohner mehr har , 2 geben kann.
Das ist eine so übergroße Ungerechtigkeit , daß ich das für
meine Person auf keinen Kall verantworten konnte . Wenn

danach gesagt ist , das kleine Amt , das Amt Wildeshausen,
sei immer noch besser daran , wenn eS 1 Abg . für sich , als

wenn es 3 Abg . zusammen wähle , so ist das durchaus nicht»

richtig . Wo in der Welt stehen sich 2 Aemrer , die eigentlich
keine besondern Interesse haben , so ganz gerüstet und schlacht-
fertig gegenüber , daß die Wahlmänner des einen dahin wol¬

len und die andern dorthin . Das ist ein Fall , der gewiß
nicht vorkomml , wenigstens da nicht vorkommt , wo die 2

Aemter keine abgesonderten Interessen haben . Diesen Antrag
kann ich also nichr empfehlen . Was den Antrag betrifft , baß

der Wahlkreis Elsfleih -Berne in 2 Abihcilungen zerlegt werde,
so ist dagegen im Allgemeinen dasselbe anzuführen , was hin¬
sichtlich des ersten Vorschlags bemerkt worden ist. Auch har
man dagegen nichts vorgebracht , daß die Bestandlheile dieses

Wahlkcises allerdings zu einander gehören ; eö ist nicht be¬

stritten worden , im Gegentheil scheint es mir zugestanden zu
sein , die Verhältnisse seien gleichzeitig und paßten sehr wohl

zu einander.
Deshalb sehen ich eben keinen Grund , weshalb wir den

Kreis zerreißen sollen , da wir überall unS dahin ausgesprochen

haben , daß wir die , kleinen Kreise von nur einem Abg.

nicht für wünschcnswerlh Hallen können . Was übrigens den
Antrag hinsichtlich der Stadt Oldenburg betrifft , so ist von
beiden Seiten das Für und Wider berciks erörtert . Wenn

der Abg . Strackerjan  sagt , die Stadt würde für dm
Landbezirk mü wählen , so muß ich bemerken , wenn der Fall

eliuntt , w wurde ich damit völlig einverstanden fein ; nicht
aus politischen oder Parieirückfichten , welche hier hin und her

erwogen worden sind , sondern weil ich dann die Berechtigung
der Stadl anerkenne . Ich kann mich nichr uberzeugen , daß die

Landgemeinde ein Recht für sich zu wählen habe . Ihr Wohl
und Wehe hängl durchaus mit der .Stadt zusammen.
Gehl es der Sladl gui , so gehl es auch der Landgemeinde
gut . Kann die Siaoi die Produtlc der Landgemeinde nicht

bezahlen , so gehr es Der Landgemeinde auch Ichlcchr, sie hän¬
gen daher zutammcn und will man sie auseuider lrennen,
lv wird man keinen Nutzen oder Donhci ! davon haben . Ich

kann also den Amrag der Mehrheit nochmals empfehlen.
Präsident : Wir schreiten letzt zur Abstimmung . Zum
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Ausschußantra -ge sind folgende Verbesserungsvorschläge ge¬

macht : sä 2 ist von dem Abg . v . Finckh beantragt : Das
Amt Wildeshausen wählt einen , das Amt Ganderkesee 2 Abg.

sä 3 . ist . beantragt : Das Amt Elsfleth wählt 1 Abg . Das
Amt Berne und das Kirchspiel Holle zusammen 2 Abg . Au¬

ßerdem ist von der Minorität beantragt sä 6 : Die Stadl¬
gemeinde Oldenburg und das Kirchspiel Oflcrnburg wählt
2 Abg . Die Landgemeinde Oldenburg 1 Abg . Ich werde
nun diese Abänderungsvorschläge nach der Reihe zuerst zur

Abstimmung bringen und dann den Antrag des Ausschusses

im Ganzen.
Ich fange also mit dem 1 . Abänderungsvorschlag des

Abg . v . Finckh an:
„daß das Amr Wildeshausen einen Abg . , das Amt
Ganderkesee zwei Abg . zu wählen Hai " ,

und bitte diejenigen Herren , welche dieses wollen , aufzustehn.
Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte jetzt diejenigen , welche wollen sä III . :

„daß das Amt Elsfleth einen Abg ., das Amt Berne

und das Kirchspiel Holle zwei Abg . zu wählen haben " ,

aufzustehn.
Der Antrag ist mit 2b gegen 18 Stimmen abgelehnr.
Ich bringe also jetzt den Ausjchußanlrag zur Abstim¬

mung .; derselbe lautet folgendermaßen:
1) Wahlkreis Delmenhorst , bestehend aus Stadt und Amt

Delmenhorst mir 1 Abgeordneten,
2 ) Wahlkreis Wlldcshausen und Ganderkesee , bestehend

aus den Aemlern gleichen Namens mit 3 Abgeord¬
neten,

3 ) Wahlkreis Elsfleth -Berne , bestehend aus den Aemrern

Elsfleth und Berne und dem Kirchspiel Holle mir
3 Abgeordneten,

4 ) Wahlkreis Zwischcnahn , bestehend aus dem Amte Zwi¬

schenahn mir 1 Abgeordneten,
5.) Wahlkreis Wartenburg - Hatten , bestehend aus den

Kirchspielen gleichen Namens mir 1 Abgeordneten,
v ) Wahlkreis Oldenburg , bestehend auö der Stadl , der

Landgemeinde und Osternburg mit 3 Abgeordneten.
DieHerren , welche diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich auszustchn.
Der Amrag ist mit großcr Majorität angenommen.
Ich ersuche den Herrn Berichterstatter , sorizufahrcn.
Abg . Niebour II . ( Berichterstatter ) : Der Ausschuß

hat ferner noch zu berichten über die beiden Anträge der Ab¬
geordneten Slrackcrjan und Kaiser,  welche mir einander
in Verbindung stehen.

1 . Der Antrag von Strackerjan  lautet:

„Wahlbezirke , welche mehr als 12 Wahlmänner zu
wählen haben , können nach dem Anträge der Ge¬

meindevertretung von der Provincialregierung in meh¬
rere Abteilungen zerlegt werden , jedoch darf dadurch

die Zahl der Wahlmänner deS ursprünglichen Wahl¬
bezirks nicht vermehrt werden ."

2 . Der Antrag von Kaiser  lautet:

„Zn Erwägung,
1) daß in den größeren Urwahldistricten und namentlich

in der Landgemeinde Oldenburg , welche nach der
Volkszählung vom Jahre 1846 5182 Einwohner
hat , die Bewohner der verschiedenen Ortschaften theils
so weit von einander entfernt wohnen , daß sic mit
einander selten und zum Theil überall nicht in Be¬

rührung kommen ( denn wer auf dem geradesten
Wege durch dieselbe geht , gebraucht dazu wenigstens
4 Stunden ) und daher die Urwähler nicht im Stande

sind , nach eigner (Überzeugung die geeignetsten Wahl¬
männer aus dem ganzen Wahldsstrict zu wählen;

2 ) daß sich in der Regel hier zwei Parteien bilden,
eine aus den größeren und dre andere aus den
kleineren Grundbesitzern und sonach die in der Min¬
derheit bleibende Parlhei ihr Stimmrecht dadurch

ganz vertieren muß , was doch gewiß nicht wün-
schenswertt ) und eben so wenig gerecht erscheinen
kann , und

3) daß in dem östlichen Theile der Landgemeinde Ol¬

denburg die größeren , dagegen in dem andern Theil
die kleineren Grundbesitzer bei weitem in der Mehr¬
heit sind,

wird beantragt , cer Landtag wolle beschließen:
Dw Landgemeinde Oldenburg bildet zwei Urwayldi-
stricte:

1 ) die Dorsschasren Etzhorn , Wahnbeck , Ipwege , Ohm¬
stede , Bornhorst , Moorhausen und Donnerschwee,

zusammen mit 264 t Einwohner , den östlichen District;
2 ) die Dorsschasren Bloh , Bloherfelde , Ofen , Wehnen,

Wechloy , Ofenerfeld , Meijendors und Eversten , zu¬
sammen mit 2s41 Einwohner , den westlichen Diftnct.

Beide Anträge sind auf die Verkleinerung der Wahl¬

bezirke zur Wahl der Wahimänner (K. 6 des Wahlge .rtzcö)

gerichtet . Der ersiere will allgemein  eine Verkleinerung
der Bezirke aut Antrag der Gemeindevertretung durch die
Provinclalregrerung zulasten , wenn in einem Bezirke mehr

als 12 Wahlmänner zu wählen sind . Allein der Ausschuß

muß der Ansicht sein , daß kleine Wahlbezirke , bei der dadurch

emtrelenden Beschränkung m der Auswahl der Personen,

weniger Gewahr dafür geben , daß die besten Wahlmänner

aus der Urne hervorgehen , alö größere , ferner daß ein wirk¬

liches und allgemein  gefühltes Bedürsmß der Verkleine¬
rung der Wahlbezirke sich noch nicht genügend herausgestellt
hat , daß aber auch der Gemeindevertretung , namentlich der

jetzigen , noch nach der alten Gemeindeordnung gewählten , und

der Provincialregierung , also der Verwaltungsbehörde , die
Zusammensetzung der Wahlbezirke nicht füglich überlassen
werden könne , daß vielmehr bei der ^ so hochwichtigen Wahl¬

ordnung dringend bestimmte gesetzliche Vorschriften nolhwendig

seien, um allen Parteistrebungen auf der einen — und allen
Verdächligungkn auf der andern Seite entgegen zu treten , so
daß asio , wenn das Bedürfniß kleinerer Wahlbezirke sich dem¬

nächst bestimmt Herausstellen sollte , diese Angelegenheit durch
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Gesetz geregelt werden müßte . Der Ausschuß würde aber
auch deshalb noch von dem Grundsätze , daß die Kirchspiels¬

gemeinde den Wahlbezirk bildet , nur ungern abgehcn , weil
im größten Thcile des Herzogthums die KirchspieiSverbände
offenbar die untersten , auf einer gewissen Zusammenhörigkeit
beruhenden , Abtheilungen des Sraais sind , welche schon des¬
halb zu zersplittern bedenklich sein möchte.

Der Ausschuß beantragt aus diesen Gründen einstimmig:
den Antrag des Abg . Sirackcrja»  zu verwerfen.

Zu 2 . Auch den Antrag des Abg . Kaiser  glaubt der
Ausschuß nicht empfehlen zu dürfen.

Zwar ist nicht zu leugnen , daß der Wahlbezirk (die
Landgemeinde Oldenburg ) recht groß ist. Wird aber die Wahl
etwa in der Mitte des Bezirks vorgcnommen , so kann die
Länge des Wegs nicht eben lästig werden . Die Unbekannt-
schaft mit den einzelnen Personen wird sich mehr und mehr
mindern und dürfte schon jetzt, nach den wiederholten Wahlen,
so abgenommen haben , daß sie kein erhebliches Hinderniß mehr
sein kann.

Sollte auch im östlichen Theile der Landgemeinde der
größere , im westlichen Thcile der kleinere Grundbesitz das
Ucbergewicht haben , so kann der Ausschuß doch darin keine
so wichtige Verschiedenheit finden , daß er deshalb das Ganze
theilen möchte , vielmehr hält er es wünschenswerth , daß zwischen
diesen Gegensätzen , welche jedenfalls auch durch vielfache Ueber-
gänge vermittelt sind , ourch längeres Zusammendleiben eine
Ausgleichung erreicht werde.

Außerdem halt es der Ausschuß bedenklich , gesetzliche
Vorschriften für einzelne concreto Fälle , unter Abweichung
von den allgemeinen Bestimmungen , zu machen , wenn solche
nicht dringend  erforderlich sind.

Auch lst zu befürchten , daß wenn hier neue Wahlbe¬
zirke gebildet würden , dann leicht in manchen anderen Ge¬
meinden vielleicht in Folge nur augenblicklicher  Mißstim¬
mungen ähnliche Anträge hervorgcrusen werden möchten.

Endlich scheint der Zweck deS Antrages ourch denselben
nur thcilivcise erreicht zu werden , da die wohl grade am
weitesten auseinander liegenden Ortichaften (Metjendvrf und
Eversten , Wehnen und Eversten ) doch in demselben Wahl¬
bezirke bleiben würden.

Hiernach beantragt der Ausschuß einstimmig:
den Antrag des Abg . Kaiser  zu verwerfen.

Präsident : Es sind mir noch emgercichl zwei An¬
träge einer vom Abg . Amann:

„zu tz. 6 . des Wahlgesetzes:
Unter L. 2 . sind für die beiden Aemler des Fürsten¬
thums die s Wahlbezirke aufzusühren , wie sie durch
die Regierungsbekanntmachungen vom 10 . Mai und
7 . September v . I . gebildet worden sind ."

Der Antrag ist unterstützt von Lübben , Tappen¬
beck , Niebour II ., Struthofs.

Dann zu tz. 19 . :
„Die Bestimmung : den Vorsitz in den Wahlver¬
sammlungen führen - in de » Landwahlbe¬

zirken LeS Fürstenthums Lübck die Aemter , — ist
dahin abzuändern , daß statt der Worte „die Aemter"
gesetzt werde : „ nach Bestimmung des Amts Einen
der Ortsvvrsteher oder Bauervögte des betreffenden
Bezirks . "

Amann , Lindemann , Tappenbeck , Zvens,  Nie¬
bour l ., Strödt  ho ff.

Dahin gehen die Anträge von Kaiser und Strack er-

jan  auch . Ich glaube , eö können diese Anträge wohl auch
hier zur Discussion kommen . Der Abg . Amann  hat daS
Wort.

Abg . Amann : Mein erster Antrag , welcher die Wahl¬
bezirke betrifft , bezweckt nur eine Gleichstellung des Fürsten¬
thums Lübek mit den übrigen Landestheilen . In tz. 6 . des
Wahlgesetzes heißt cs nämlich unter ö . : „ Im Fürstcnthum
Lübek werden Wahlbezirke gebildet , die Stadt Eutin zwei,
jede der " rc.

Diese besondere Bestimmung beruht darauf , daß im
Fürstenthum Lübek nur kleinere Gemeindebezirk - , Dorf-
schaften bestehen , die also eine Zusammenlegung durchaus er¬
fordern . Dies ist nach dem Wahlgesetze der Regierung über¬
lassen und die hat denn auch für jedes Amt 4 Abtheilungen
gebildet , nach welchem bisher gewählt worden ist, namentlich
auch zum Erfurter Reichstage.

Ich glaube nun , daß , da eine Zusammenstellung aller
Bestimmungen , eine Redaction des Wahlgesetzes beabsichtigt
wirb , diese Bestimmungen , wenn sie durch die Regierungs-
Bekanntmachung gegeben worden , in das Wahlgesetz auszu-
nchmen sind , so daß sie als feststehend angesehen werden
können . — Es hat Anstoß erregt , glaube ich, daß ich erwähnt
habe , wie cs bei den Wahlen zum Erfurter Reichstage ge¬
halten worden sei. (Ja , ja , in der Versammlung .) Das will
ich so verstanden haben : Die Verordnung hat die für die
Landlagswahlen gegebenen Wahlbezirke auch für die Reichstags¬
wahl berücksichtigr . Es ist bekannt , daß nur in wenigen Be¬
zirken gewählt worden ist (Bravo in der Versammlung ) —
was jedoch nicht hierher gehört . Der Antrag lautet also:

„Unter L. 2 . sind für die beiden Aemter des Fürsten¬
thums die 8 Wahlbezirke aufzusühren , nnc sie durch
die Regrerungsbekanntmachungen vom 10 . Mai und
7 . September v . Z . gebildet worden sind ."

Es ist wohl nicht von allgemeinem Interesse , daß ich
diese Wahlbezirke näher angebe . Es würde dies zu einer
Aufzählung einer Reihe von Dorfschaften für jeden Bezirk
führen . Ich will nur dabei bemerken , daß in den einzelnen
Wahlbezirken des Amtes Schwartau 6 bis 13 Wahlmänner
(wenn ich nicht sehr irre ) , auch im Amte Eutin bis zu 13
Wahlmännern gewählt werden . .

Der zweite Antrag , Ver sich hier anschließt , ist zum
tz. 19 . gestellt und lautet:

„Die Bestimmung : „ den Vorsitz in den Wahlver¬
sammlungen führen - in den Landwahlbezir¬
ken des Fürstenthums Lübck die Aemter " — ist dahin
abzuändern , daß statt des Wortes „ Aemter " gesetzt
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werde : „ nach Bestimmung des Amts Einen der Orts¬

vorsteher oder Bauervögte des betreffenden Bezirks . "

Das ist wieder etwas , was aus den besonderen Ver¬

hältnissen deS Fürstenthums hervorgegangen ist ; es scheint

aber kein Grund vorzuliegcn , dies bei dieser Gelegenheit nicht

auch in Einklang zu bringen mit den Bestimmungen hin¬

sichtlich der übrigen Landestheile . Im Fürstenthum Birken-

feld sind bekanntlich die Bürgermeistereien nicht mehr die

Wahlbezirke , sondern jetzt die einzelnen Gemeinden ; nur ganz

kleine Gemeinden sollen zusammengelegt werden . Demge¬

mäß ist verordnet worden , daß nach Bestimmung des Amts

der Bürgermeister oder Schöffe den Vorsitz zu führen hat.

Hier im Herzogthum führt der Kirchspielsvogt den Vorsitz.
Dem entsprechend würde im Fürstenthum Lübek also ein

Ortsvorsteher oder ein Bauervogt aus dem Bezirke , nach

der Bestimmung des Amtes , den Vorsitz zu führen haben.

Auch da kann ich bemerken , daß nach dem Wahlgesetze für

den Erfurter Reichstag schon diese Aenderung getroffen ist;

freilich nicht ganz genau in der Weise ; es heißt da : „ die

Acmter oder die von denselben dazu Beauftragten " ; das hat

aber in der Ausführung sich eben nur so gemacht , daß überall

das Amt sich nicht mehr betheiligte , sondern einen Ortsvor-

steher oder einen Bauervogt dazu ausersah.

Abg . Mölling : Ich muß mich gegen beide Anträge

erklären , sowohl gegen den Antrag deS Abg . Strack erjan

als gegen dm Antrag des Abg . Kaiser.  Was den ersten

Antrag , den des Abg . Strack erjan,  betrifft , so erblicke ich

darin nur das Streben einer Partei in den größeren Städten,

das liebergewicht bei der Wahl gerade dieser Partei zu ver¬

schaffen . Ich wünsche , daß ich mich irre , aber ich glaube,

ich irre mich nicht . Für mich hat aber der Antrag ein be¬

sonderes Interesse , weil nicht allein Oldenburg 28 Wahl¬

männer hat , sondern auch Jever 16 Wahlmänner , weil also

dieser Antrag sich auch aus Jever bezieht . Wenn die Ge¬

meindevertretung mit der Prvvinzialregierung zusammen das

Recht hat , die Wahlkreise zu tbcilen , so hätten sie die Macht,

dadurch für ihre Partei wenigstens einige Wahlmänner zu

gewinnen . Wenn wir die Gcmeindcvcrtretcr betrachten,

wie sie jetzt sind , so stammen sie aus der alten Zeit , und

gehören der alten Zeit an . Hatten wir eine Gemeinde -Ord¬

nung , gebaut auf den Grundsatz der freien Selbstbestimmung,

welche gestattete , daß die Gemeinden ihre Vertreter frei und

selbstständig wählten , dann wäre es schon etwas anders . Ich

würde mich aber dem ohngeachtct für einen solchen Antrag

nicht entscheiden können , vielweniger jetzt, wo die Gemeinde-

Vertretungen , wie die Erfahrung lehrt , größtcntheils Hand

in Hand mit der Provinzialregierung gehen . Wäre das also

der Fall , so würde die Staatsregierung wiederum durch An¬

nahme dieses Antrags ein Mittel gewinnen , auf die Wahlen

einzuwirken . Ich frage Sie , meine Herren , ob bas Volk

mir seiner Gewalt noch nicht schlecht genug gebettet ist, der

EtaatSregierung gegenüber , ob wir immer und immer dar¬

nach ringen wollen , daß die Staalsregicrung in ihrer schon

wen überwiegenden Gewalt noch mehr Macht in die Hände

bekommt ? Mir ist deshalb dieser Antrag völlig unbegreiflich

gewesen , gerade bei dem freien Wahlrechte , was noch daS

alleinige Recht ist , was daß Volk von seinen Rechten übrig

behalten hat , und dieses müssen wir durchaus ungeschmälert

von der Slaatßregierung erhalten . Daß diese Zerreißung der

Wahlkreise in kleinere Wahlkreise auf die Wahl Einfluß hat,
bcariche ich wohl kaum zu bemerken , denn wenn man die

Localität der Städte kennt , der weiß , daß die Regierung die

Wahlbezirke so wird zerlegen können , daß ihre Partei in ein¬

zelnen derselben ihre Candidaten sicher hat . Ich glaube , es

könnte , wenn ein solcher Antrag zum Beschluß erhoben wür¬

de, dahin kommen , daß die Parteien sich so einigten , daß sie
in diesem oder jenem Kreise die Oberhand bekämen . Deshalb

halte ich nach beiden Seiten hin den Antrag für gefährlich.

Wir sehen , daß nach allen Seiten hingewirkt wird , einen

ministeriellen Landtag zusammen zu . bringen , und ich will es

Ihnen zu beuctheilen überlassen , ob es für bas Land wün¬

schenswertst wäre , einen ministeriellen Landtag zu bekommen.

Im klebrigen bemerke ich daß das Wahlrecht durchaus unter

dem Gesetz stehen muß , nicht unter den Verwaltungsbehör¬

den . Aus diesen Gründen kann ich nicht für den Antrag

des Abg . Strackerjan  stimmen . Was den Antrag des

Abg . Kaiser  betrifft , so schließe ich mich der Ansicht LeS

Ausschusses an . Freilich mag ein. so weiter Wahlkreis seine

Schwierigkeiten haben ; aber die Schwierigkeiten sind , wie

schon hervorgchoben , auch nicht der Art , Laß sie zu einer

Zertheilung führen könnten , die wieder andere Anträge Her¬

vorrufen könnte , und in mehr als einer Hinsicht bedenklich

scheint . Ueberhaupl dürfen wir nur einen Blick nach Aus¬

wärts richten und wir werden uns überzeugen , daß diese

Areale keineswegs unverhältnismäßig groß sind.

Abg . Lindemann : Meine Herren ! Ich habe nur

mit ein Paar Worten die Anträge hier zu empfehlen , die der

Abg . Amann  gestellt hat . Die acht Kreise , in welche jetzt

durch die Bestimmung der Eutin er Provinzial¬

regierung  die beiden Aemtcr gctheilt sind , haben sich durch¬

aus zweckmäßig schon bewährt , sind nach ihrer Oertlichkeit

richtig zusammengelegk , und ich wünschte recht sehr , daß

mein College aus Schwartau diese Zweckmäßigkeit nickt ver

dächtig ! hätte durch die Beziehung auf den Erfurter Reichs¬

tag . Allerdings auch für den Erfurter Reichstag haben sie

sich als tüchtig , als wohlgeordnet bewiesen , aber wohl nicht

im Sinne des Antragstellers . Meine Herren ! Wir haben

vier Bezirke im Amte Eutin , davon hat kein einziger nach

Erfurt gewählt , alle haben sich einstimmig gegen  die Erfur¬

ter Wahl erklärt . Im Amte Schwartau sind noch vier

Wahlbezirke , davon haben zwei wieder gar nicht gewählt , der

dritte hat gewählt aus bloßem Oppositionsgeist gegen die

übrigen Amtsthcile , weil er in den früheren Wahlen zum

Landtage mit seinem ministeriellen Candidaten unterlegen

hatte . Der Kreis Schwartau , nun der hat mit Protest

gewählt ; er hat jetzt gesehen , daß er damit nichts geschafft

hat und wird wahrscheinlich , wenn eine zweite Minorikats-

wahl zu eincm Erfurter Reichstag wicderkommt , nicht wieder
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wählen . Also ich kann Zhn,en nur empfehlen , lassen Sie die
Kreise , die sich in jeder Hinsicht bewährt haben , auch zum
Gesetz werden . - Was die Form betrifft , daß die Krci e nur
unter Vorsitz des Amtmanns wählen dürfen , so wird Ihnen
die Abänderung von einem Beamten selbst vorgeschlagcn , daß
die Kreise fortan unter Vorsitz ihres Bauervogts wählen.
Auch damit bin ich einverstanden und bitte also , nehmen Sic
die Anträge , wie sie der Abg . Amann  gestellt hat , in ihrer
Totalität an.

Abg . Strackerjan : Meine Herren ! Ich will meinen
Antrag nicht weiter vertheidlgen ; ich glaube , sein Schicksal
ist schon entschieden . Ich will mich nur gegen eins verwah¬
ren . Der Abgeordnete aus Jever hat gesagt : daß ich aus
Parteirücksichten den Antrag gestellt hätte ; daS muß ich ent¬
schieden zurückweisen ; ich habe nie nach Partekrücksichten einen
Antrag gestellt , am allerwenigsten diesen.

Präsident : Der Abg . Kaiser  hat das Wort.
Abg . Kaiser : Der Ausschuß hat meinen Antrag nicht

zur Annahme empfehlen zu dürfen geglaubt , die Gründe,
welche für denselben angeführt sind , sind eigentlich nicht wi¬
derlegt und ich habe daher weiter nichts dagegen zu sagen.
Indessen am Ende ist vom Ausschuß gesagt oder wenigstens
die Meinung ausgesprochen , daß dadurch der Zweck des An¬
trags nur theilweise erreicht werden würde , da die am wei¬
testen auseinanderliegenden Ortschaften , Metjendorf und
Eversten , Wehnen und Eversten , doch in demselben Wahlbe¬
zirke bleiben würden ; bas ist freilich nicht der Fall , daß diese
am weitesten auseinanderliegen . Wenn ich den Fall an¬
nehme , daß in der Mitte dieses westlichen Districts der
Wahlort nach Wechloy gelegt werde , so würden die am wei¬
testen entfernt Wohnenden eine Wegstrecke von einer Stunde
ersparen . Uebrigens kann ich nur noch dringend diesen An¬
trag zur Annahme empfehlen.

Präsidenr : Es hat sich Niemand weiter zum Worte
gemeldet und ich erkläre die Discussion für geschlossen , vor¬
behaltlich des letzten Worts des Berichterstatters.

Abg . Niebour 1l . ( Berichterstatter ) : Ich wollte mir
nur erlauben zu bemerken , daß die Anträge deS Abg . Amann
mir durchaus zweckmäßig scheinen und ich ihnen durchaus
beitrete . Im Uebrigen glaube ich, ist die Sache von beiden
Seiten genügend erwogen und ich habe nichts weiter zu bemerken.

Präsident : Es liegen , m . H . , jetzt 4 Anträge vor.
1) Der Antrag des Ausschusses : den Antrag des Abg.
Strackerjan  zu verwerfen . Der fernere Antrag des Aus¬
schusses , daß der Antrag des Abg . Kaiser  zu verwerfen sei,
und diese beiden Anträge vom Abg . Amann.  Alle diese
Anträge können neben einander bestehen . Keiner absorbirt
oder beschränkt den andern ; daher habe ich über die Reihen¬
folge , worin sie zur Abstimmung zu bringen sind , keine be¬
sondere Bestimmung zu treffen , sondern kann sie , wie sie
eingekommen , zur Abstimmung bringen.

Ich würde anfangcn mit dem Anträge des Ausschusses,
daß der Antrag des Abg . Strackerjan zu verwerfen sei.

Ich bitte demnach diejenigen Herren . . .

Es ist namentliche Abstimmung beantragt . Ist dieser
Antrag auf namentliche Abstimmung unterstützt?

Er ist unterstützt.
Diejenigen Herren , welche dem Anträge des Ausschusses bei¬

stimmen wollen , bitte ich,/Ja " , dieUebrigen,//Nein " zu antworten.
(Es antworten mit Ja die Abg . Amann (mit dem Be¬

merken : weil zu weit gehend ) , Bargmann , Barleben,
Böckel , Bothe , Brörmann , Crone , Drost , jv. Dü¬
ring , Egelriede , Görlrtz , Jvens ^ Janßen,Kaiserj,
Kitz , Lind emann , Lü b den , Lüken , Luerß en , Meier,
Mölling , Nieberding , Niebour  ll . , Pancratz,
Püschelberger , Rösener , Schmedes , Schmitz,
Sprenger , Strodthvff , Struthofs , Tappenbeck,
Werry , Wibel . .

Mit Nein  antworten die Abg . Barnstedt , v . Finckh,
Klüvemann , Nöll , Strackerjan undWehage .)

Der Antrag ist mit 33 gegen 6 Stimmen angenommen,
6 sind abwesend und 1 Sitz ist vacant.

Ich bringe den weiteren Antrag des Ausschusses zur
Abstimmung.

(Der Antrag auf namentliche Abstimmung wird zurück-
genvmmen .)

Der Ausschuß beantragt , den Antrag des Abg . Kaiser
zu  verwerfen.

(Der Abg . Kaiser  bemerkt : Ich wollte den Antrag
auf namentliche Abstimmung wieder aufnehmen .)

Ist der Antrag auf namentliche Abstimmung unterstützt?
Er ist hinreichend unterstützt.
Ich bitte also diejenigen Herren , welche dem Antrag des

Ausschusses , den Antrag des Abg . Kaiser  zu verwerfen,
beitretcn wollen , //Ja " zu antworten , die übrigen //Nein " .
Wir fangen an mit dem Buchstaben A.

(Es antworten mit Ja die Abg . Bargmann , Bar¬
leben , Böckel , Brörmann , Crone , Drost , v . Düring,
v . Finckh , Görlitz , Jvens , I anßen , Kitz , Kläve-
Mann , Lindemann , Lübben , Lüken , Luerßen,
Meier , Mölling , Niebexding , Niebour  II . , Pan¬
cratz , Rvsener , Schmitz , Sprenger , Strackerjan,
Strodthvff , Struthofs , Tappenbeck , Wehage,
Werry.

Mit Nein  antworten die Abg . Amann , Barnstedt,
Bothe , Egelriede , Georg , Kaiser , Niebour I -,
Nöll , Püschelberger , Wibel . )

Der Antrag des Ausschusses ist mit 31 gegen 10 Stim¬
men angenommen . ,

Wir stimmen jetzt ab über die Anträge des Abg . Amann.
Der eine Antrag lautet:

//Zu § . 6 . des Wahlgesetzes:
Unter ü . 2 . sind für die beiden Aemter des Fürsten¬
thums die 8 Wahlbezirke aufzuführen , wie sie durch
die Regierungsbekannlmachungen vom 10 . Mai und
7 . Septbc . v . I . gebildet worden sind . "

Diejenigen Herren , welche diesen Antrag annchmen , bitte
ich aufzusiehen.
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Der Antrag ist mit großer Mehrheit angenommen.
Dann ist beantragt:
„Zu § . 19 . :

Die Bestimmung : „ den Vorsitz in den Wahlversamm¬
lungen führen - - in den Landwahlbezirken des
Fürstenthums Lübek die Aemter " — ist dahin abzu¬
ändern , daß statt der Worte „ die Aemter " gesetzt
werde : „ nach Bestimmung des Amts Einen der Orts¬
vorsteher oder Bauervögte des betreffenden Bezirks ."

Diejenigen , welche diesen Antrag annehmen wollen,
bitte ich ebenfalls aufzustehen.

Der Antrag ist ebenfalls mit großer Majorität ange¬
nommen.

Wir fahren jetzt fort.
Abg . Niebour II . (Berichterstatter , verliest ) :
„Schließlich ha ! der Ausschuß noch einen Zusatz zu dem

vercinbarlen Wahlgesetze zu beantragen , welcher Lurch die ei-
genlhümlichcn Verhältnisse der Insel Wangerooge veranlaßt
wird . Da nämlich die Verbindung mit der Insel oft mo¬
natelang unterbrochen ist , so kann der Fall cintrelcn , daß
nicht einmal die im ß . 35 . der Wahlordnung vorgeschriebene
Ladung der Wahlmänner geschehen kann , wo dann wohl die
ganze Wahl jedenfalls in dem Fall ungültig werden würde,
daß die Wangerooger Stimmen den Ausschlag hatten geben
können.

Da dieser Nachtheil zu bedeutend sein würde , so glaubt
der Ausschuß , obgleich freilich eine Beschränkung des Rechts
der Wangeroogcr darin gefunden werden kann , in Erwägung , daß
solche Beschränkung nach der Sachlage unabwcndlich erscheint,
zu 8 > 35 . des Wahlgesetzes vom 18 . Fevr . v . I . Sen Zusatz
beantragen zu mirssen:

kann bei unterbrochener Verbindung die Ladung
der Wählmänner der Intel Wangerooge nicht bewirkt
werden , so hat die Unterlassung der Ladung derselben
auf die Gültigkeit der Wahl keinen Einfluß.

' Präsident : Wünscht Jemand hierüber zu sprechen —
sonst schreiten wir zur Abstimmung . — Demnach bitte ich
unter Annahme des Schlusses der Diskussion , diejenigen,
welche dem Anträge des Ausschusses dahin:

„kann bei unterbrochener Verbindung die Ladung
der Wahlmänner der Insel Wangerooge nicht bewirkt
werden , so hat die Unterlassung der Ladung derselben
auf die Gültigkeit der Wahl keinen Einfluß " ,

beitreben wollen , aufzustchn.
Der Antrag ist angenommen.
JeiZr gehen sämmtliche Beschlüsse an . den Ausschuß zu¬

rück , um mil deren Berücksichtigung das ganze Wahlgesetz
zusammen zu stellen und der Versammlung wieder vorzulegen.
Herr St racker ) an hat das Wort.

Strackerjau : Ich habe nicht gewußt , wie die Ver¬
handlung über das ' Wahlgesetz sein wird . Ich habe eigenl-
llch geglaubt , daß das ganze Wahlgesetz zur Revision stünde . Es
find noch einige tztz. darin , wozu ich noch Abänderungen be¬
antragen wollte , die sich nach der bisherigen Anwendung

als zweckmäßig herausgestellt haben . Können diese Anträge
nicht noch zugelassen werden?

Abg . Niebour II . (Berichterstatter ) : Ich möchte auch
erwiedern , daß ich allerdings der Ansicht bin , daß es grade
jetzt an der Zeit wäre , da dann die Anträge an den Aus¬
schuß gehen würden zur Berichterst . Es ist schon früher da¬
mit so verfahren worden , daß solche Anträge an den Aus¬
schuß verwiesen worden sind . Das würde jetzt jedenfalls an-
gehen können.

Präsident : Der Ansicht bin ich auch. Wenn wir die
Anträge früher gehabt hätten , so hätte der Ausschuß sie schon
früher begutachten können . Der Ausschuß hat sich die Auf¬
gabe gestellt , bas Wahlgesetz zu rcvidiren und alle Abände¬
rungen , welche vorgeschlagen werben , zu begutachten.

Abg . Strackerjan : Ich habe geglaubt , nur Anträge
stellen zu können zu den Artikeln , die eben zur Verhandlung
standen , deshalb habe ich die Anträge bis jetzt zurück gehalten.

Ich beabsichtige übrigens , zu 2 . tz. 13 einen Antrag zu
stellen , insofern ich die Bestimmung , „ die Stimmzettel sind
mit einem öffentlichen Stempel zu bedrucken " , nicht für noth-
wenvig erachte . Die Synode hat es auch nicht für nöthig
gehauen . Es kommt nicht daraus an , wie die Stimmzettel
eingerichtet sind , sondern nur , daß sie von stimmberechtigten
Personen abgegeben werden . Ferner : wenn man die Wahl
ordentlich prüft » will , muß mun die Abstimmungölisten haben.
Es ist bisher nichts darüber vorgeschrieben , daß diese den
Protokollen beigelegt werden sollten ; bald sind sic deigelegt
worden , bald nicht . Ein Zusatz darüber zu tz. 27 scheint mir
zweckmäßig . Im ß . 30 scheint mir eine Bestimmung für den
Fall norhwendig zu sein , baß ein Wahlmann stirbt , oder die
Bedingung der Wählbarkeit verliert . Wenn er z. B . in eine
andere Gemeinde zieht , kann er nicht die Wählbarkeit in der
Gemeinte , wo er bisher gewohnt hat , behalten und muß auch
wohl aufhören , Wahlmann zu sein . Dann möchte ich dem
Ausschüsse zur Erwägung anycim stellen , ob es nicht zweck¬
mäßig sei, auch einen Zusatz dahin zu treffen , daß die Ver¬
hinderung durch Krankheit oder onst ' nicht berechtige zur
Einberufung des Ersatzmanns . Es scheint , daß hier nicht
gleichmäßig verfahren wirb . Der Kirchspiclsvogt zeigt dem
Wahlcommissair die Ablehnung an , cuirt auch wohl einen
Ersatzmann und schickt ihn hin zur Wahl , ohne daß sicher
ist, daß der erste Wahlmann abgeleynr  habe . Es find
endlich Zweifel entstanden , wie zu verfahren wäre , wenn ein
Abgeordneter ablehnt , ob da der Wahlcommissair sofort eine
neue Wahl einzuleiten habe oder nicht , oder ob die Regierung
oder daS Ministerium Vas Nöchige zu verfügen habe . Die
Sache hat sich praktisch so gemacht : zuweilen hat die Regie¬
rung auf Anfrage die Neuwahl verfügt , zuweilen hat der
Wahlcommissair es von selbst gethan . Das angemessenste
scheint mir zu sein , daß die Wahlcomnnssane gleich von selbst
die Neuwahl anordnen.

Deshalb möchte ich hinter tz. 43 eine Bestimmung ge¬
troffen sehen : „ Lehnt der eine oder andere der gewählten
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Personen die Wahl ab , so hat der Wahlcommissair sofort eine
neue Wahl zu veranlassen .»

Abg . Pancratz : Ich habe nicht gewußt , daß diese An¬
träge zum Wahlgesetz schon jetzt Angegeben werden müssen.
Zch möchte aber bemerken , daß zu tz. 30 noch zu bestimmen
sein möchte , daß , wenn Jemand zu kurz vor der Wahl ab¬
lehnt , so daß ein anderer Wahlmann nicht mehr eintreten
und geladen werden kann , dieses letztere die Wahl nicht un¬
gültig izrache. Daß etwa ein Zeitpunct bestimmt werden
könnte , bis zu welchem die Anzeige geschehen müsse ; über¬
haupt , daß hier bestimmt ausgesprochen werde , daß hier keine
Vertretung stattfinde , sondern nur ein wirkliches Ablehnen,
und daß der , welcher einmal abgelehnt hat , nicht wieder cin-
treten könne . Es ist beschlossen , daß der Ausschuß mit Be¬
rücksichtigung der jetzt gefaßten Beschlüsse das ganze Wahl¬
gesetz, soweit es dadurch abgeändert ist, einer nochmaligen
Prüfung unterziehe und in vollständiger Fassung dem Land¬
tage demnächst vorlege , damit dann entweder eine zweite Le¬
sung beschlossen oder über das Ganze sofort abgestimmt werde.
Es würde allerdings die Sache sehr abkürzen , wenn die An¬
träge heute noch zur Berachung kommen könnten , es könnte
dann der Ausschuß unmittelbar mit der Zusammenstellung
beginnen ; indcß möchte ich doch wünschen , daß der Ausschuß
sic zunächst begutachte und daß wir demnach ' die Anträge an
den Ausschuß verweisen.

Abg . v . Finckh : Sollten die Abänderungen nicht so
einfach sein , daß wir sie gleich bcralhen könnten?

Abg . Niebour II . : Ich muß gestehen , daß die gestellten
Anträge von großer Einfachheit und so sind , daß ich der An¬
sicht bin , wir könnten sie recht wohl in Berathung nehmen.

Abg . Mölling : Ich möchte doch glauben , da doch wenig
Zeit verloren wird , daß wir diese Vorschläge erst morgen in
Betracht nehmen . Weil ich vorausgesetzt habe , daß sie nicht
zur Berathung kommen , so habe ich sie beim Vorleser , nicht
einmal mit der Aufmerkjamkeit angehört , die ich ihnen ge¬
widmet hätte , wenn sie zur Berathung gestellt worden
wären.

Abg . Tappenbeck : Mir scheinen diese Vorschläge von
solcher Einfachheit zu sein , daß wir sie gleich berathen könn¬
ten und ich mache darauf aufmerksam , daß ja die heutige Be¬
rathung derselben eine zwecke Lesung nicht ausschlicßt , so daß,
wenn wir heule Beschlüsse gefaßt hätten , die wir bereuen,
wir sie ja bei der zweiten Lesung noch ändern können.

Abg . Lindernann : Meme Herren , lassen Sie uns
die einfachen Zusätze heute berathen , es fördert bas Gesetz und
wird seiner Gründlichkeit keinen Schaden thun , wenn wir
sofort Alles beschließen.

Präsident : Ich glaube , eine bedeutende Abkürzung
würde sich allerdings Herausstellen . Ich gebe Ihnen anheim,
was Sie beschließen wollen , ich bringe die Sache zur Ab¬
stimm urig.

Abg . Barnstedt : Darf ich noch einen Antrag stellen
zum Wahlgejctz z ! tz. 3ü , b,..ß tine nähere Bestimmung dar¬
über wünjchcnSwerth sei , ob bei der im §. 36 gedachten

Abstimmung über die Gültigkeit einer Wahl , die aus dieser
Wahl hervorgeganzenen Wahlmänncr mitzustimmen hätten
oder nicht.

Es ist schon vvrgekommen , daß die Gültigkeit der Er¬
wählung sämmilicher Wahlmänncr eines Wahlbezirks bean¬
standet wurde . Wie ist es nun in einem solche» Falle zu
halten?

Präsident ( zum Abg . Barnstedt  gewendet ) : In
dieser Beziehung wünschen Sie einen Antrag zu stellen , nicht
wahr?

Abg . Wibel : Darf ich ums Wort bitten?
Abg . Barnstedt : Darüber wünsche ich, daß eine Be¬

stimmung erfolge , ob diese Wahlmänncr den Beschluß mit
zu fassen haben , oder ob sie aus der Versammlung austrcten
müssen und die übrigen Wahlmänner zu beschließen haben.

Präsident : Sie würden natürlich Ihren Vorschlag zu
einem bestimmten Anträge formuliren.

Abg . LLibel : Meine Herren ! Wir haben da schon
wieder einen neuen Antrag , und ich glaube , cs werden noch
mehrere kommen . Wenn der Ausschuß die Sache einmal
prüft , wird er auch diese unbedeutenderen Dinge seiner Prü¬
fung nicht entziehen wollen . Lassen Sie ' uns die Sache an
den Ausschuß zurückweisen und wir treffen das Richtige.

Abg . Ntevour II . (Berichterstatter ) : Ich möchte , um
die Fortsetzung derartige Anträge zu vermeiden , wünschen,
daß der Herr Präsident die Bitte an die Versammlung
richtete , daß die Herren , die noch fernere Anträge stellen
wollten , sie in 2 ober 3 Tagen einreichen möchten . Sonst
kommen in der nächsten Sitzung wieder 2 oder 3 Anträge
und wir kom i.en aus diese Weise mit dem Wahlgesetz nicht

zu Alande.
Präsident : Dieses Ersuchen stelle ich hiermit im Ein-

verstaudinß mck dem Berichterstatter , daß wenigstens in 2
mal 23 Stunden die Anträge eingereicht werben , vorausge¬
setzt, daß die Herren wollen , daß die Sache an den Ausschuß
zurückgeht . J,ch werde darüber abstimmen lassen . Diejeni¬
gen , welche wollen , daß die sämmtlichen heute vorgelesenen
Anträge zur Begutachtung an den Ausschuß zuruckgchen,
bitte ich aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Demnach fahren wir in unserer Tagesordnung fort : Es

steht auf der Tagesordnung Bericht des Ausschusses über
die Regierungsvorlage in Betreff der Bildung einer neuen
provisorischen Bundeö - Central - Eommissiön.

(Präsident Ki,tz überzieht den Vorsitz an den Viceprä-
sidcnt Widel .)

Vicepüsident : Ich ersuche den Herrn Berichterstatter,
den Bericht vorzutragen.

Abg . Kitz ( Berichterstatter ) : Der Bericht lautet wie
folgt:

„Das Schreiben des Großhcrzoglichen StaalLministeriums
vom 3 . v . M . so wie die damit verbuncenen Aktenstücke , die
Bildung einer provisorischen BundeS -Ceniral Eommi flon be¬
treffend , sind den Mitgliedern des Landtags bereits früher
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mitgetheilt worden, und wird für den Zweck des vorliegenden
Berichts die Bezugnahme auf dieselben hier gestattet sein.

Der Ausschuß hat sich darüber zu folgendem Anträge
vereinigt, der keiner weiteren Rechtfertigung bedürfen möchte,
als in dem vorangestcllten Erwägungsgrunde gegeben ist.

„Zn Erwägung, daß die auf Bildung einer proviso¬
rischen Bundcsccntralcommifsion bezüglichen Akten¬
stücke von Seiten der Staalsregierung dem allgemei¬
nen Landtage nur zu seiner nachrichtlichen Kenntniß
vorgelegt sind, auch mit einer hierauf weiter eingehen¬
den Entschließung des Landtags, wie sie auch ausfal-
len möge, irgend welche politische Bedeutung sich um
so weniger verbinden läßt, als die Uebercinkunft nur
bis zum t . k. M. abgeschlossen ist und vor diesseitiger
Zustimmung zu deren Verlängerung eine weitere Vor¬
lage der Staatsregierung vom Landtage erwartet
werden darf,

gehl der Landtag über das Schreiben des Groß¬
herzoglichen Staatsministeriums vom 4. v. M. zur
Tagesordnung über."

Böckel . Kitz. Niebour II . Wcrry . Wibel.
Vicepräsident : Da Niemand in der Versammlung das

Wert verlangt hat, so hätten wir abzustimmen über den An¬
trag des Ausschusses:

„Der Landtag geht über das Schreiben des Groß¬
herzoglichen Staatsministeriums vom 4. d. M. zur
Tagesordnung über",

und ich ersuche diejenigen Herren, die diesen Antrag anneh¬
men wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. — Der An¬
trag ist einstimmig angenommen.

Hiernächst darf ich mir erlauben, meine Herren, Ihnen
in augenblicklicher Unterbrechung der Tagesordnung anzu¬
zeigen, daß mir vom Abg. Kitz eine von sechs andern Ab¬
geordneten unterstützte Interpellation an die Staalsregierung
vorgelcgt worden ist, des Inhalts : „ob und wie weit die
öffentlich verbreiteten Nachrichten über die im VerwaltungS-
rathe abgegebene Erklärung, daß die Stellung der hiesigen
Staatsregierung zu dem Bündnisse und Derfassnngswerke
eine unveränderte sei, auf Wahrheit beruhe" ; unterzeichnet
von: Kitz, Nieb our  II., Bothe , Tapp enbeck, Görlitz,
Luerßen , v. Finckl.

Es wird von dieser Interpellation der Staatsregierung
eine Abschrift zuzuschicken sein. Die Begründung ist auf die
nächste Tagesordnung zu setzen.

(Der Präsident Kitz nimmt den Vorsitz wieder ein.)
Präsident : Wir fahren fort in unserer Tagesordnung

mit dem Bericht des Abtheilungs- Ausschusses des Abg.
Werry  und Genossen, betreffend die Vorlegung des Ent¬
wurfs einer neuen Schulordnung. Ich bitte den Herrn Be¬
richterstatter, den Bericht gefälligst vorzutragen.

Abg. Sprenger (Berichterstatter, verliest) :
„Der von dem Abg. Werry  und Genossen gestellte An¬

trag lamet:
»Zn Erwägung:

1) daß die Beförderung der Ausführung des Art. 99.
des Staatsgrundgesttzeszur Kompetenz des allgemei¬
nen Landtags gehört,

2) daß neben der Gemeindeorvnung auch das Schulgesetz
von den bevorstehenden nächsten Provinziallandtagen
nothwendig in Angriff genommen werden muß, um
dem Ausbau der inneren Verhältnisse die nothwendige
Grundlage zu geben,

3) daß Entwürfe zu Schulgesetzen in allen drei Landes-
theilcn von dazu bestellten Kommissionen ausgcarbeitet
worden sind, welche sowohl von dem Landtage als
der Staatsregierung benutzt werden können,

beschließt der allgemeine Landtag:
„es sei als unumgänglich nölhig zu erachten, baß den
nächsten Provinziallandtagen bas Schulgesetz unver¬
züglich zur Berathung vorgelegt werde."

Der von den Abtheilungen gewählte Ausschuß ist mit
dem Antragsteller darin einverstanden, baß das Schulgesetz
von den Provinziallandtagen  zu berathen sei, ist aber
eben deshalb der Ansicht, baß ein Lanbtagsbcschluß wegen
Vorlegung eines Schulgesetz-Entwurfs von Seiten der Staats-
regicrung zur Zuständigkeit eines jeden der drei Provinzial¬
landtage gehört; — wie denn auch die Gesetzgebung über die
Schulen weder unter den im Art. 153 des Staatsgrund-
gesctzes erwähnten, zur Zuständigkeit des allgemeinen Land¬
tags gehörenden gemeinsamen  Angelegenheiten ausgezählt,
noch auch an irgend einer andern Stelle des Slaatsgrund-
gcsetzeö als eine dem allgemeinen Landtage Vorbe¬
halte ne  bezeichnet worden ist. Ein dem vorliegenden An¬
träge entsprechender Beschluß des allgemeinen Landtags würde
daher, nach der Ansicht des Ausschusses, eine Beschränkung
der nach Art. 202 einem jeden Provinzlallandtage zustchenden
Rechte und Befugnisse enthalten, und eine solche Beschrän¬
kung würde allein durch den hier allerdings sür den Antrag
sprechenden Umstand nicht gerechtfertigt erscheinen, daß, wie
der Ausschuß nicht verkennt, und auch in mehreren kürzlich
an den Landtag gelangten Petitionen ausgesprochen ist, —
eine schon von den nächsten Pwvinziallandlagenvorzuneh¬
mende Berathung der betreffenden Schulgesetzentwürfefür in
hohem Grade wünschenswerth gehalten werden darf.

Der Ausschuß beantragt daher:
„Der Landtag wolle, so >ehr wünschenswerth auch die
beantragte Vorlegung der Schulgesetz- Entwürfe er¬
scheint, gleichwohl beschließen, hinsichtlich dieser Ange-
genhcii, da dieselbe zur Zuständigkeit der Provinzial¬
landtage gehört, einen Antrag an die Staalsregierung
nicht zu stellen."

Bargmann . Bvlhe . Kitz. Sprenger . Wibel ."
Abg. LLibel : Meine Herren, ich bin im Ausschuß nicht

ganz dieser Meinung gewesen, ich habe einen Minoritätsan-
trag nicht stellen wollen, und w.Ü es auch jetzt nicht thun,
denn ich lege auf die Sache keinen Werth, ich lege darauf
keinen Werth, ob wir uns sür kompetent erklären oder nicht.
Daß aber daö Schulgesetz auf dem nächsten vlbenburger Pro-
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vinziallandtag bcrathen und beschlossen werden wird, das ist
mir gewiß, mag nun die Staatsregierung Vorlage machen
oder nicht. Macht sie keine Vorlage, so wird der Landtag
aus seiner Mitte Männer ernennen, die ihrerseits den Ent¬
wurf machen müssen. Das Letztere würde vielleicht zu bekla¬
gen sein. Die Arbeit würde um ein Bedeutendes erschwert
werden, sie würde vielleicht auch an Gründlichkeit und Zweck¬
mäßigkeit dadurch verlieren. Der von der Staatsregierung
nievergesctzten Kommission, die den Entwurf gemacht hat, den
man uns jetzt vorenthalten will, haben Acten und Regi¬
straturen zu Gebote gestanden, die uns nicht zur Hand sein
werden.

Nichtsdestowenigersteht unerschütterlich fest: das Schul¬
gesetz wird gemacht auf dem Provinziallandtage, wir mögen
die Vorlage haben oder nicht. Es fragt sich also nur : will
die Staatsregierung unsre Arbeit fördern, oder erschweren
und mangelhaft werden lassen ohne unsere Schuld, dadurch
daß sie die Vorlage verweigert? haben die Herren heute aus¬
gesprochen, daß sie es durchaus für wünschenswerth halten,
daß die Staatsregierung eine Vorlage mache, nun, meine Her¬
ren, dann ist cs mir einerlei, wie bei allen formellen Dingen,
ob wir in Beziehung auf die Staalsregierung uns kompetent
erklären oder nicht. Ich glaube mit den Formen wirb cs
ohnehin bald vorbei sein.

Abg. Werry : Wenn ich-auch hinsichtlich der Compe-
tenzfrage mit dem Ausschußbwicht nicht einverstanden sein
kann, so will ich mich doch dem Ausschußanlrage anschließen.
Mir kommt cs auch auf die Form weniger an. Ich glaube,
der Wunsch, den der Landlag ausspricht, wird genügen, die
StaatsregieiUNg zu veranlassen, d,e Sache zu beschleunigen.

RegierungS-Cvmmissar Bucholtz : Meine Herren, als
diese Angelegenheit vor einiger Zeit hier zu Sprache kam,
bemerkte ich, daß es allerdings zweifelhaft sei, ob der Gesetz¬
entwurf wegen des Schulgesetzes schon auf dem nächsten Pro-
vinzrallandtage vorgelegt werden könnte, und zwar deshalb
zweifelhaft sei, weil die kommissarischen Verarbeiten noch nicht
beendigt seien.

Wenn nun die Herren Antragsteller in ihren BcstimmungS-
gründen bemerkten, daß allerdings die Entwürfe von den dazu
bestellten Kommissionen ausgcarbeitct seien, so kann ich nur
meine frühere Bemerkung wiederholen. Sie sind eben noch
nicht ausgearbeitet, insbesondere ist der Gesetzentwurf für
das Herzogthum Oldenburg von der dazu bestellten Kommis¬
sion dem Ministerium noch nicht zugegangen. Sie sehen also,
meine Herren, init wie wenig Gründen behauptet worden ist,
daß die Regierung dem Landtage die bereits ausgearbeiteten
Entwürfe vorenthaltcn und verweigern würde. Ueberhaupt
erlauben Sie mir die Bemerkung: wenn cS sieb bei uns um
die Beschleunigung der durch den Ausbau unserer Verfassung
geforderten organischen Gesetze handelt, so mag dabei wohl
erwogen werden, daß die Staatsregierung in einer Lage sich
befindet, wie wohl keine deutsche Regierung, daß es sich bei
uns immer um 3 Gesetzentwürfe handelt. ES handelt sich
z. B. bei uns um 3 Schulgesetze, um 3 Gcmeindeordnungen,

27.

um ZZagdordnungenu. s. w. Dann wissen Sie auch selbst,
wie die Kräfte der Staatsdiener, die der Staatsregierung
zu Gebote stehen, in einem kleinen Staate sehr beschränkt
sind, wie auch ein großer Theil derselben auf dem Landtage
angewandt ist.

Abg. Wibel : Meine Herren, wenn der Herr Regie¬
rungs-Kommissar sagte, daß der Entwurf dem Staatsministe¬
rium noch nicht vorgclegt sei, so muß ich das zwar als wahr
nnehmen in seinem  Sinne ; ich glaube aber in meinem

Sinne behaupten zu können, daß er fertig  ist , denn waS
wäre es anders, wenn er von den MittelbehSrden zurückbe¬
halten würde. Ich glaube aber, die Sache verhält sich viel¬
leicht noch anders. Der Entwurf ist vielleicht zurückgegeben
zu einer Umarbeitung, weil die erste Arbeit aus dem vorigen
Sommer nicht gefallen hat.

Ich wünschte nun dann freilich, daß uns die erste Re¬
daction zu Gebote stände, denn auf die Verbesserungen bin
ich nicht neugierig. Sie wird unö aber auch wahrscheinlich
zu Gebote stehen, daran wird man uns nicht hindern.

Was die Kräfte betrifft, die der Gesetz-Commission aller¬
dings augenblicklich nicht reichlich zu Gebote stehen, so haben
wir das allerdings zu beklagen.

Wir haben aber noch mehr zu beklagen, daß Mitglieder
der Gesetz-Commisston, die Gehalte von 1800 Thlr. beziehen
auf Urlaub abwesend sind, um Dinge zu bcrathen, die unö
gar nichts angehen. Das hat aber daö Ministerium zu ver¬
antworten nicht wir, darüber wird seiner Zeit auch zu reden

sein.
Ich will auch auf die zahlreich cingegangenen Petitionen

nicht eingehen und daß auch von dieser Seite auf die Noth-
wendigkeit des Entwurfs zum Schulgesetze dringend hingewie¬
sen und das vringende Ersuchen gestellt ist, den Entwurf dem
nächsten Landtage vorzulegen.

Wenn der ernstliche Wille da ist, und daran zweifle
ich nicht, so müssen die Mittel gefunden werden, eine so wich¬
tige Angelegenheit zur Berathung des Provincial-Landtags
zu bringen.

Regierungs-Commissar Bucholtz : Was die Bemerkung
deS zweiten Vorredners nnlangt, als wenn der Entwurf be¬
reits fertig gewesen wäre und von einer Mittelbehörde zurück¬
behalten würde, so ist das durchaus nicht der Fall.

Die Commission, die für das Herzogthum bestellt ist,
hat die commiffarischen Arbeiten wie bereits bemerkt, noch
nicht vollendet. Ich erinnere mich sehr wohl und vielleicht
ist auch obige Aeußcrung dadurch hervorgcrufen, daß in ei¬
nem öffentlichen Blatte bewert war, daß die Entwürfe fertig,
daß aber der Auftrag ergangen sei, sic — wie soll ich mich
ausdrücken— im reaclionärcn Sinn zu revidiren. Alles
dies und was weiter in jenem Blatte davon gesagt wurde,
ist eine Unwa hrheit.

Abg. Böcke! : Meine Herren, ich will nicht darauf
eingehen, ob es eine Mittelbehörde ist, es ist die Commission
die beauftragt ist, die Vorlagen zu machen.

Ich erinnere mich aber, schon im Herbst von einem Mit-
68
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gliede dieser Commission gehört zu haben, daß der Entwurf
beinahe fertig, daß nicht viel mehr daran zu lhun wäre. Nun
dünkt mich, hätte die Commission in diesem halben Jahre
ihn wohl fertig machen oder wenn nicht, die Regierung
sie dazu zwingen können, ihn fertig zu machen. Daß er
noch nicht fertig ist, will ich nicht bezweifeln. Ich bin aber
überzeugt, daß er fertig werden muß, wenn die Regierung
nur will und wir müssen darauf bestehen, daß er fertig wird,
denn Gemeindcordnung und Schulordnungsind nothwendige
Dinge und wenn uns alle andern Sachen auf dem Provin¬
ziallandtage gebracht werden sollten, so können uns diese
Nichts Helsen. Wir wollen diese zwei, wir müssen dieSchul-
und Gemeindeordnung haben.

Abg. Niebour II . : Meine Herren, ich könnte Ihnen
eine Thatsache anführen, die allerdigs geeignet scheint, auf
die angeführte Angelegenheit ein eigenthümliches Licht zu wer¬
fen. Aus dem ersten Landtage war ich beauftragt, von den
Lehrern meines Wahlbezirks die Staatsregierung zu interpel-
liren, wie es mit der Sache aussehe. Darauf wendete ich
mich an ein Mitglied der Commission, die das Schulgesetz
auszuarbciten hatte. Dieses Mitglied erklärte mir, die Ar¬
beiten seien so weit vorgeschritten, daß cs nicht dem gering¬
sten Zweifel unterliege, die Schulordnung werde dem nächsten
Provinziallandtag vorgelegt werden.

Das erklärte ein Mitglied der Commission, die die Schul¬
ordnung ausgearbcitet hatte; das war auf dem ersten Land¬
tage. Seitdem ist eine lange Zeit verflossen und das Schul¬
gesetz ist noch nicht fertig. Was das für Gründe hat, das
kann ich nicht wissen.

Präsident : Da Niemand weiter sich zum Worte ge¬
meldet hat, so erkläre ich die Discussion über den Ausschuß¬
bericht für geschlossen. Der Antrag geht dahin:

„der Landtag wolle, so sehr wünschenswerth auch die
beantragte Vorlegung der Schulgesetz-Entwürfe erscheint,
gleichwohl beschließen, hinsichtlich dieser Angelegenheit,
da dieselbe zur Zuständigkeit der Provinziallandtage
gehört, einen Antrag an die Staatsrcgierung nicht
zu stellen."

Ich bitte die Herrn, welche diesen Antrag so annchmen
wollen, aufzustchn.

Der Antrag ist angenommen.
Die weitere Tagesordnung führt zum Bericht des Ab-

theilungs- Ausschusses über die Petition aus Sande. Ich
bitte den Berichterstatter, den Bericht vorzulragen.

(Abg. Mölling und Püschelberger  bitten ums
Wort.)

Abg. Wibel (Berichterstatter) : Den Bericht, den ich
Zhncn vorzulragen haben, meine Herren, lautet:

„Die Petenten haben im 17. Jahrhundert den Salzen¬
groden zu Sande gegen Zusicherung immerwährender Abga-
bcnfreiheil von der Staatsrcgierung in Erbpacht bekommen
und zahlen dafür cinm jährlichen Kanon von 2 Rthlr. für
jedes Gras.

Gegenstand ihrer Beschwerde ist die nach Art. 61. des
StaatSgrundgesctzes eingetretene Aufhebung ihrer Abgaben¬
freiheit.

Die weitere Ausführung der Beschwerde ist der Ver¬
sammlung durch die den Abtheilungen zugefcrkigten Abschrif¬
ten bekannt.

I . Die erste Bitte:
„der Landtag wolle die im Art. 61. des Staatsgrund-
gesetzes enthaltenen Beschlüsse nochmals in Erwägung
ziehen",

gehört ohne Zweifel vor den allgemeinen Landtag.
Es ist aber in der Vorstellung der Petenten nichts an¬

geführt, was nicht bei der Abfassung des Staatsgrundgesetzes
in ernstliche und reifliche Erwägung gezogen worden wäre.
Namentlich ist damals auch keineswegs verkannt, sondern
sehr wohl erwogen worden.

t) daß gegen die bisherigen Freien, welche einen Kanon
oder anderes für die Abgabenfreiheir zahlen, durch

. Beitreibung der Abgaben eine Harte geübt werden
würde, wenn und so lange nicht die ihnen im Staals-
grundgesetze zugesicherte Entschädigung nach Maßgabe
des darüber zu erlassenden Gesetzes erfolgt wäre. Die
baldmöglichstc Vorlegung dieses Gesetzes darf indes¬
sen von der Staalsregierung erwartet werden. Ob
dis dahin die Zurückhaltung der Gegenleistung gestal¬
tet werden solle? ist im zweiten allgemeinen Landtage
gleichfalls erwogen worden; ein darauf gerichteter An¬
trag konnte aber nicht angenommen werden(Stenog.
Berichte über die Verhandlungen des 2. allgemeinen
Landtags S . 31 bis 38).

2) Bei Abfassung des Staatsgrunogesetzes ist ferner nicht
verkannt worden, daß die im Art. 61. beschlossene so¬
fortige Herbciziehung der Freien den von der Gerech¬
tigkeit geforderten Zustand völliger Abgabengleichheit
unter den Grundbesitzern keineswegeS Herstellen werde,
sondern daß wegen der bestehenden höchst unglei¬
chen und unrichtigen Besteuerung der pflichtigen
Grundstücke vielmehr eine große Ungleichheit sowohl
unter den Pflichtigen gegeneinander, als auch zwischen
den bisherigen Freien und manchen Pflichtigen, und
zwar nicht selten vielleicht zum Nachthell der Elfteren,
forlbestehen und einlreten werde. Die Abhülse dieses
Uebelstandes konnte indeß nur durch die im ersten Ab¬
sätze des Art. 61. angeordnete allgemeine neue Rege¬
lung des Abgabenwesens erzielt werden, und um diese
zu beschleunigen, stellte der damals vorgetragene Aus-
schußbcricht den Antrag:

„W-il das neue Abgabengesetz keine Art der Be¬
steuerung einführcn kann, bei welcher nicht, außer
anderen weniger zeitraubenden Abschätzungen, aus
jeden Fall auch eine Bonitirung alles Grundver¬
mögens nvthwendig wäre, beschließe der Landtag
zu Protokoll:

z,Die Staatsrcgierung wolle zur Vorbereitung des
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künftigen neuen Abgabengesetzeseine allgemeine
Bonitirung alles steuerbaren Grundvermögens
baldmöglichst eintreten lassen" ;

und dieser Antrag wurde zum Beschluß erhoben(Pro¬
tokolle des constituirendcn LandtagsS . 360 und 387.)

Damit scheint alle erforderliche Fürsorge bereits getrof¬
fen zu sein und der Ausschuß stellt einstimmig den Antrag:

Der Landtag wolle beschließen:
daß kein Grund vorliege, den Artikel 61. des Staats-
grundgesetzes einer Revision zu unterziehen.

II . Wenn aber die Pententcn den Wunsch aussprechen:
„es möge für baldmöglichste Bonitirung der Län¬
dereien Sorge getragen werden",

so muß dieser Wunsch völlig gerechtfertigt erscheinen nach
dem, was oben unter I. 2. angeführt wurde. Derselbe scheint
ferner, wenn er auch nur die Bonitirung der im Herzogthum
Oldenburg belegencn Grundstücke betrifft, doch eine Angelegen¬
heit zu berühren, für welche der allgemeine Landtag sich zu¬
ständig halten kann, wäre es auch nur aus dem einen Grunde,
weil die nach Art. 223 des Staatsgrundgesetzes demnächst
bevorstehende Ermittelung der Quote, welche jede der 3 Pro¬
vinzen des Großherzogthums zu den Zentralausgaben beizu-
lragen hat nach den Steuerkräften  der Provinzen
geschehen soll, und daher der Generallandtag es sich wohl
angelegen sein lassen muß, zu beschleunigen, daß im Herzog¬
thum Oldenburg der Anfang damit gemacht werde, durch Bo¬
nitirung der Grundstücke die Ermittelung der Stcuerkräfte
dieses größcsten Landesrheiles vorzubereiten.

Der Ausschuß beantragt daher:
der Landtag wolle beschließen:

an die Staatsregierung das schon in dem zur Ver¬
einbarung des Sraatsgrundgesetzes berufenen Land¬
tage an sie gestellte Ersuchen dahin zu erneuen:
hohe Staatsregierung wolle eine Bonitirung des
steuerbaren Grundvermögens im Herzogthum Ol¬
denburg baldmöglichst eintreten lassen.

III. Wenn außerdem die Petenten auch noch Anträge auf
Gestattung einer Klage im Zivilrechtswege gestellt haben, so
gehört es nicht zu den Obliegenheiten oder Befugnissen des
Landtages, den Zivilrechswcg zu gestatten oder zu verweigern,
und hat daher der Ausschuß in dieser Hinsicht keinen Antrag
zu stellen."

Mündlich, meine Herren, habe ich diesem Bericht noch
hinzuzufügen, daß freilich erst heute morgen bei Eröffnung
der Sitzung eingegangen sind 3 andere Petitionen, die der
Hr. Präsident bereits die Gewogenheit gehabt hat, ihrem
allgemeinen Inhalte nach Ihnen zu verkündigen. Die Eine
(von dem Grundbesitzer Brams zu Buschhausen im Amte
Jever) beschränkt sich auf die Bitte, die auch vom Salzengro¬
den vorgetragen worden ist, daß der Art. 61. des Slaals-
grundgesetzes revidirt werden möge. Die 2., von einer gro¬
ßer Zahl von Besitzern erbpachtlicher Grundstücke gestellt, hat
3 Anträge, den (. Antrag gemeinsam mir der vorhin erwähnten
auf Revision des Staatsgrundgesetzes, und den 2. gemeinsam

ebenfalls mit der Petition vom Salzengroden auf Beförderung
der Bonitirung, dann aber noch einen 3. , daß bis dahin,
bis die Bonitirung geschehe, den Grundsatz einer späteren
Ausgleichung angenommen und Denjenigen,, welche inzwi¬
schen zuviel bezahlt haben werden, einerlei ob Freie oder
Pflichtige, dieses zu Gute gerechnet werde.

Mit dieser Petition stimmen2 andere völlig überein, dir
auch diese 3. Bitte enthalten. Meine Herren, auch vieler
Gegenstand, obgleich ich noch nicht vorbereitet und beauftragt
(ein kann, Ihnen im Namen des Ausschusses Bericht dar¬
über zu erstatten, auch dieser Gegenstand ist in den Prolv-
collen des oldenburgischcn Landtags nicht neu. Schon auf
dem constituirendcn Landtage wurde ein Antrag wenigstens
sehr ähnlichen Inhalts , wenn ich nicht irre, vom Abg. Lu-
erßen  gestellt und es wurde damals viel dafür und dagegen
gesprochen. Der Antrag konnte zuletzt aber doch keine Mehr¬
heit gewinnen, weil die Schwierigkeit einer Nachrechnung des¬
sen, was zu viel bezahlt wäre von dem Einen, zu wenig von
den Andern, zu groß erschien, als daß man sich ihr unter¬
ziehen mochte. Ich werde auf diese Bemerkung mich be¬
schränken müssen, im Uebrigen muß ich es dem Ausschuß
überlassen, wenn er's für nöthig findet, ein andermal einen
Antrag hierüber auf die Tagesordnung zu erbitten.

Abg. Mölltng : Was die Petition oder Beschwerde
des Salzengrodens zu Sande betrifft, so bin ich mit dem
Ausschußantrage darin vollkommen einverstanden, daß eine
Revision beS Art. 61 des Staatsgrundgesctzes nicht zulässig,
wenigstens nicht angemessen sei, aus dem Grunde, der bereits
hervvrgehoben, und ich bin auch mit dem Ausschuß darin ein¬
verstanden, daß die Bonitirung nach Möglichkeit beschleunigt
und daß hier das beantragte Ersuchen an die Staatsregierung
gestellt werde. Aber, m. H., die Lage der betreffenden Erb¬
pächter ist wirklich eine drückende. Ich will nicht auf das
zurückgeycn, was die Beschwerde in dieser Hinsicht schon
detaillirt entwickelt hat, wenn Sie aber annehmen, daß hier
wirklich ein privativer Besitz, eine aus Privatcontracten er¬
worbene und vielleicht lheuer erkaufte Freiheit vorliegt, die
doppelte Abgabenlast, unter welcher Sie Erbpächter leiden, die
3 — 4 Rthir. Abgaben, die zum Theil zuletzt von einer
Grase bezahlt wirb, so meine ich, ist es auch Pflicht des
Landtags, im Kreise des Slaatsgrundgesetzes möglichste Be¬
rücksichtigung diesen Petenten angedeihen zu lassen. In dieser
Hinsicht halte ich mich verpflichtet, nachstehenden Antrag zu
stellen, daß nämlich dem 2. Anträge des Ausschusses wegen
Bonitirung der betreffenden Ländereren hinzugefügt werbe,
und zu geeigneter Berücksichtigung der Beschwerde das nach
Art. 61 des Staatsgrundgesetzes zu erlassende Enlschädigungs-
gesetz dem nächsten Provinziallandtage verlegen lassen. Ich
meine nämlich, daß nach dem Art. 61 diese Entschädigung
gewährt werden müsse, denn da heißt es: nur ausnahmsweise
und nur für solche, für welche dem Staate beziehungsweise
der Gemeinde erweislich etwas gezahlt ist, oder noch ettvas
gezahlt oder geleistet wird,, soll nach einem zu erlassenden
Gesetze Entschädigung geleistet werden. Ich meine daher,
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daß unter Liese Kategorie die Petition fällt und da das Gesetz
erlassen werden muß , so erheischt cs nicht allein die Billigten,
sondern meiner Meinung nach sogar die Gerechtigkeit , daß
wir darauf hinzuwirken suchen , daß wirklich dieses Entschä-
digungsgesctz erlassen werde.

In dieser Beziehung muß ich Ihnen den Antrag zur
Genehmigung empschl n . ( Zum Präsidenten .) Ich will ihn
sogleich — der schon geschriebene ist etwas schmutzig geworden —
besser aufschreiben.

Abg . Püschelberger : Der Antrag deö Ausschusses ist
mir nicht recht klar , Es heißt unter anderm darin , „ eine
Bonitirung des steuerbaren Grundvermögens ." Versteht man
hierunter blos die Ermittelung des Grund und Bodens , so
würde der Ausdruck Bonitirung passen . Wenn man aber
im Allgemeinen steuerbare Kräfte darunter verstehen will , so
könnte dieses hiermit nicht vereinbarlich sein und überhaupt
bin ich der Meinung , daß es nicht allein nöthig ist, diese
Stcuerkräsie des Grund und Bodens zu ermitteln , sondern
überhaupt die allgemeine Steucrkrast , und hiernach möchte ich
den Ausschuß ersuchen , diesen Antrag etwas allgemeiner zu
stellen und vielleicht dadurch , daß man setzte, „ durch Ermit¬
telung deS steuerbaren Grundvermögens . " Auf diese Weise
wäre nicht gesagt , daß man überhaupt nur Grund und
Boden darunter verstehen will . Im Uebrigen bin ich mit
dem Anträge ganz einverstanden , bin aber dafür , daß nicht
bloS die Grundsteuer , sondern überhaupt alles Steuerbare er¬
mittelt und zur Steuer gezogen wird.

Abg . Barnstedt : M . H ., ich kann mich milder An¬
sicht des Ausschusses , daß keine Gründe vorliegen , den Art.
61 deS Staatsgrundgesetz,s einer Revision zu unterziehen,
nicht einverstanden erklären . Es ist schon von dem Ausschüsse
anerkannt , daß die Ausführung mehrcr Bestimmungen des
Art . 61 Härten zur Folge haben wird , ja , meines Erachtens,
m . H ., sind es schwere Rechtsverletzungen , deren Druck zur
Zeit noch nicht genügend eikannt wird und erkannt werden
kann . Solche Härten und Ungleichheiten , eigentliche Rechts¬
verletzungen , würben sich nur dann rechtfertigen lassen , wenn
die Noch sie forderte . Es ist hier Zweck des Gesetzes , daß
eine gleiche Bestimmung der Staatsbürger und die Aufhe¬
bung aller Freiheiten in Bezug auf die Beiträge zu den
Staats - und Gemeindelasten eingeführt werde.

Diese Reform ist unverkennbar zeitgemäß und nothwen-
dig . Ohne alle Härte und Ungleichheit kann es zu dieser
Reform nicht kom nen . Es müssen aber solche Härten und
Ungleichheiten vermieden werben . Die nicht , um dieses Ziel zu
erreichen , erforderlich sind . Es muß berücksichtigt werden , nach
meiner Ueberzeugung , daß die Befreiung namentlich von
Staatslasten nach allgemeiner Volks - und Rechlsansicht in
früherer Zeit als rechtsgültig anerkannt wurden , wenn sie
vom Landesherrn verliehen waren . Ein anderes ist eS mit
den Communallasten . Ich glaube nicht , daß dazu eine Be-
fugniß des Landesherrn Verlag , Befreiungen von denselben
zu bewilligen . Die Gemeinde ist die Person , der sie geleistet

werden müssen , und auch nur sie konnte daher die Befreiung
erthcilen . Hiernach würde meiner Ueberzeugung nach als
Regel gelten müssen , daß unbedingt Entschädigung für die
Aufhebung von Befreiungen von Staatslasten geleistet werden
müsse , einmal für solche , welche vom Landesherr » verliehen,
als auch für solche , die durch uncrdenkliche Verjährung er¬
worben sind . Nach dem Art . 61 des Staatsgrundgeützes im
3 . Absatz heißt cs : »Nur ausnahmsweise und nur für solche,
für welche dem Staate beziehungsweise der Gemeinde er¬
weislich etwas gezahlt ist, oder noch etwas gezahlt oder ge¬
leistet wird , soll nach einem zu erlassenden Gesetze Entschädi¬
gung geleistet werden ."

Darin liegt nach meiner Ueberzeugung eine begründete
Beschwerde für diejenigen , die jetzt Freiheiten , die sie bisher
in Bezug auf die Staatslasten hatten , aufgeben müssen . Was
die Eommunallasten betrifft , so glaube ich nicht , Laß die
vorgebrachte Beschwerde begründet sei. Dann ist von dem
Vorredner bereits hervorgehoben , daß es auch sehr beschwe¬
rend für die Bethciligten , welche die Freiheiten genossen , er¬
scheine , daß sie zu den neuen Lasten schon hinzugezogen
werden ohne Entschädigung und , wenn nicht dieserhalb etwas
anderes bestimmt werde , vielleicht noch lange auf Eutschädi-
gungwar ten müssen.

So scheint es mir Venn nach Recht und Billigkeit ge¬
boten zu sein , daß eine Revision deö Art . 61 deö Staats-
grundgcsetzes vorgenommcn werde . Ich glaube , daß es dem
Rechtsgefühle des Volkes , und selbst derjenigen , zu deren
Nutzen die Bestimmung im Art . 61 gereichen soll , entsprechen
wird , wenn wo möglich die Härten , die sich durch einige
Bestimmungen Herausstellen , entfernt werden könnten . Meines
Erachtens würde demnach vom Landtage auf das vorliegende
Gesuch zu beschließen sein, daß , um die Beschwerden , die hier
von den Bethciligten vorgebracht sind , zu untersuchen , eine
Revision dieses Artikels vorgenommen werden solle.

Präsident : Der Antrag des Abg . Mölling  lautet:
„Im zweiten Ausschußantrage solle hinzugesügt werden:

und zur geeigneten Berücksichtigung der Beschwerde
das ' nach Art . 61 . zu erlassende Entschädigungsgesetz
dem nächsten Provinziallandtagc verlegen zu lassen . "

Ist dieser Antrag unterstützt ? — Er ist hinreichend
unterstützt.

Abg . Bargmann : Härten und Ungleichheiten können
nur in so fern vorliegen , als Entschädigung im Staatsgrund¬
gesetze verheißen ist und diese nicht augenblicklich gegeben werden
kann , weil das Entschädigungsgesetz noch nicht da ist . Wir
wollen aber hoffen , daß cs bald kommt und dann ist diesen
Beschwerden abgcholfen . Andere schwere Rechtsverletzungen
muß ich durchaus in Abrede stellen . Die Freiheiten sind
auch früher als nachthcilig angesehen worden , ich will dcs-
falls nur auf Kohli verweisen . ES würde zu weit führen,
wenn ich alle Gründe , die für und wider vorhanden sind , in
die Debatte mischen wollte , ich glaube , ich kann mich hier¬
auf beschränken . Zm Uebrigen gehöre ich zu dem Abthei-
lungsausschusse , der Bericht ist in meinem Namen mit abge-
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geben und ich gebe gern zu, daß er den gepflogene» Bera-
thungen gemäß von dem Hrn . Berichterstatter abgesaßt ist.

Nur eine kleine Bemerkung erlaube ich mir zum In¬
halt zu machen. ES heißt nämlich: „daß zwischen den bis¬
herigen Freien und manchen Pflichtigen eine große Ungleich¬
heit, nicht selten vielleicht zum Nachtheile der ersteren — der
bisherigen Freien — fonbestehe." Damit bin ich nicht ein¬
verstanden. Ich glaube nicht, daß irgendwo eine solche Un¬
gleichheit besteht und namentlich auö dem Grunde nicht, weil
die bisherigen Freien noch bis jetzt zu Ordinär -Gefällen
nicht zugezogen sind. Die Freien halten sich prägravirt , die
Pflichtigen halten sich prägravirt , wenn aber Jeder sich be-
nachtheiligt glaubt , so wird das ein Mittel sein, die bevor¬
stehende Bvnitirung und überhaupt die Regelung der Steuer-
Verhältnisse zu fördern.

Abg. v. Finckh : Nachdem waS der Abg. Barnstedt
eben ausgeführt hat, kann ich mich darauf beschränken, meine
Ansicht dahin auszusprechen, daß auch ich glaube, daß sehr
viel  Grund vorliegt, den Art. Ül. einer Revision zu unter¬
ziehen. Ich glaube, den sogenannten Freien ist ein großes
Unrecht  geschehen. Nicht durch die Aufhebung  der
Freiheit von Staatslasten an und fär sich, — diese Freiheit
vertrug sich nicht mehr mit der jetzige» Zeit ; aber daß man
sie aufhob, ohne den Freien vorher  Entschädigung gegeben
zu haben, — und ferner, daß man die Entschädigung an
Bedingungen knüpfte, die sich mit dem Rechte nicht vertra¬
gen, daß die Freien  nach langen Jahren , nach Jahrhun¬
derten, den Beweis  führen sollen. Ich täusche mich indcß
nicht im mindesten darüber , daß ein Antrag auf Rcvsion in
diesem Landtage sicher abgelchnt werben würde, und be¬
schränke mich daher daraus , nur meine Abstimmung gegen
diesen  Thril des Ausschußantrags auf diese Weise kurz
motivirt zu haben.

Abg. Pancratz : Es ist schon gesprochen worden von
den Härten und Ungleichheiten, die in Folge dieses Gesetzes
bei den Befreiungen vorgekommen. Daö ist natürlich bei
dem constituirenden Landtage nicht übersehen worden. Es
ist hier nicht so sehr hervorgehoben worben, daß zwischen
den Pflichtigen selbst eben , so große Ungleichheiten bestehen
und vielleicht noch größere, daß ein Pflichtiger im Verhältniß
zum Andern eben so sehr bedrückt ist, wie jetzt vielleicht
Einer der Freien gegen Pflichtige. Hierauf konnte eine
Rücksicht nicht genommen, als daß man die endliche Ausglei¬
chung der Regulirnng der Grundsteuer zu hoffen hatte. Es
ist ja eben vom Ausschuß darauf «»getragen, diese möglichst
zu bcschlcun acn. Es ist ferner gesagt vom Abg. Barnstedt,
daß man darauf zu sehen habe, daß die Abgabenfreiheil
früher rechtlich ertheilt ober doch so angesehen worden sei.
Es scheint mir dies kein Grund zu sein; renn die Aufhe¬
bung ist eben so rechtlich geschehen und wenn der Abg.
Barnstedt  wieder bei den Freiheiten und Eommunallasten
eine Ausnahme machen will , so kann ich das gar nicht be¬
greifen, denn ich wüßte nicht, warum diese nicht eben so
rechtlich ertheilt sein sollten. Wenn der Fürst die Macht

dazu hatte, so hatte er sie nur als Gesetzgeber und es stand
in einem Falle wie in dem andern. Wenn man sagt , das
seien Privaiverhälkniffe , so kann die Gesetzgebung auch in
Privatverhällniffe eingreisen. Man hat verschiedene Ansichten
darüber. Wenn der Staat etwas aufhebcn will gegen voll¬
ständige Entschädigung, so würde Mancher vielleicht fin¬
den, daß hierdurch die Sache nur Umstände macht und keinen
wesentlichen Erfolg har , daher man auch eben so gut davon
absehen kann. Es ist ferner gesagt: Im Art. 61. wäre der
Beweis den Befreiten aufgelegt. Es ist dieses eigentlich
mehr Angelegenheit des künftigen Entschädigungsgesetzesund
es ist zu hoffen, daß dieses Gesetz bald kommen wird , und
daß dies Gesetz so gründlich und billig als möglich bestim¬
men wird , welche Entschädigung stattfinden, wie groß die
Entschädigung sein und wie die Beweise angenommen wer¬
den sollen. Von Rechtsverletzung dabei kann ich nichts fin¬
den. Es kommt darauf an , ob man Contnbution und
Schätzung als Steuer , oder als Rcallast anschen will. Das
Eine oder Andere auszusprcchen und zu begründen, würde
gewiß hier viel zu weit führen. Wir haben weder in den Peti¬
tionen noch irgendwo anders Beweggründe gesunden, eine Re¬
vision anzuordnen, von denen ich glauben könnte, daß nach ihnen
die Aufhebung dieses Art . Beifall finden würde, sondern
das Gegentheü. Namentlich wenn die Revision angeordnct
wird , sollte dieselbe eben so auf die Eommunallasten ausge¬
dehnt werden und dies würde gegen alle Rechtlichkeit und
Billigkeit verstoßen.

Abg. Niebvur II . : Die Hauptsache dessen, was ich
bemerken wollte, ist mir vom Abg. Pancratz  schon vorweg
genommen worden. Ich kann auch nicht an eine Revision
des Art. 61. denken. Ich glaube, die mögliche Härte ist nur
eine angenommene, keine wirkliche. Ich würde die Härte
aber dann vollständig anerkennen, wenn das „Erweisliche",
was im Artikel steht, so zu verstehen wäre, baß die bisherigen
Freien den vollständigen Beweis zu liefern hatten. Dann
würbe ich allerdings auch eine übergroße Härle im Artikel
erblicken. Das steht aber nicht da , sondern es steht da : sie
sollen Entschädigung haben, wenn sie erwechlich dafür Etwas
geleistet haben oder noch Leisten. Damit ist aber gar nicht
ausgeschlossen. . . . das würde etwa durch Spruch eines Schieds¬
gerichts gar nicht ausgesprochen sein, wie ich den Artikel ver¬
stehe, und in diesem Sinne kann dieser Artikel nur meinen
vollen Beifall finden, doch würde ich wünschen, daß in dem
bald erscheinenden Entschädigungsgesetze ausgesprochen würde,
daß man nicht einen förmlichen Beweis verlange, sondern die
Sache zum Spruch eines Schiedsgerichts bestelle.

Abg. Bvthe : Ich wollte auch nur bemerken, daß ich
nicht e>nsehe, wie man hier eine Revision zulassen kann.
Man könnte eben sv gut auch bas ganze St .-G .-G . einer
Revision unterweisen, denn es sind noch mehr Artikel darin,
worin anscheinend Harten liegen. In Betreff des Antrags
von Wölling  bemerke ich, Laß ich diesen nicht unterstützen
kann. Er sagt selbst, daß d es ein Gegenstand sei, der vor
den Provinziallandtag gehöre, also^ wetl wirklich der G .gen-
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stand Provinzialsache ist, glaube ich nicht , daß der allgemeine
Landtag darüber zu entscheiden hat , so sehr wünschenswerth es
auch ist, daß dies Gesetz baldmöglichst erlassen werden möge.
(Abg . Mölling  bittet ums Wort .)

Präsident : Abg. Klävemann  hat das Wort.

Abg . Klävemann : Ich bin mit den Abg . Barnstedt
und v . Finckh  der Meinung , daß der Art . 61 . des Staats¬
grundgesetzes allerdings einer Revision bedarf , aus den Grün¬
den , welche die genannten Herren vorgetragen haben , die ich
daher nicht zu wiederholen brauche . Wenn der Abg . Barn¬
stedt  angeführt hat,  daß selbst die Pflichtigen im Lande cs
anerkennen , daß der Art . 61 . eine große Härte mit sich führe,
so erlaube ich mir in dieser Beziehung noch die Bemerkung,
daß in die Abtheilungen noch eine Eingabe , nicht der Freien,
sondern der sogenannten Pflichtigen aus dem Kirchspiel Sande
verwiesen worden ist , gleichzeitig mit dieser Eingabe der
Adlig -Freien , worin die Pflichtigen sich dahin aussprechen,
daß sie, zwar wider ihr Interesse , bekennen müßten , daß der
Art . 61 . die Freien im Kirchspiel Sande zu hart träfe . Der
AbtheilungSausschuß hätte daher billig auch über den Inhalt
dieser Eingabe der Pflichtigen Bericht abstatten sollen , was
er nicht gethan hat . Wenigstens hätte er in seinem Berichte
dieser Eingabe Erwähnung thun sollen.

Abg . Mölling : Ich werde nur bemerken , daß das zu
erlassende Entschädigungsgesetz nach Art . 61 . ganz allgemein
erlassen und dem allgemeinen Landtage überwiesen
werden soll . Wenn übrigens gesagt wurde , daß dieser Ge¬
genstand dem Provinziallandtage angehöre , wovon ich mich
auch überzeugt habe , so meine ich, kann der allgemeine Land¬
tag den Wunsch immer aussprechcn , daß bas Entschädigungs¬
gesetz dem nächsten Provinziallandtage vorgelegt werde und
weiter habe ich nichts damit bezwecken wollen , als daß das
den Beschwerdeführern ihr staatsgrundgesetzlich ihnen zustehen¬
des Recht gewährt werde . Deshalb glaube ich , können wir
unbeschadet der Rechte des Provinziallandtags diesen Wunsch
aussprechen , da das Entschädigungsgesetz einmal staatsgrund-
gerechtlich zugestchert ist und gar nichts cntgegenstehcn kann,
was der Ausführung dieser Bestimmung widerspräche.

Abg . Werry : Ich glaube , meine Herren , daß der
Umstand , daß einzelne Personen durch eine Bestimmung des
St .- G .- G . etwas hart betroffen werden , uns nicht berechtigen
kann , das St .-G .-G . zu revidiren und abzuändern . Dazu
müßten dringendere Gründe vorliegen . — WaS die Behaup¬
tung des Herrn Bothe  betrifft , so kann ich mich nicht davon
überzeugen , daß der allgemeine Landtag nicht berechtigt sein
sollte , zu veranlassen , daß das Gesetz den einzelnen Provin-
ziallandtagcn vorgelegt werde . Es heißt allgemein im Staats¬
grundgesetz :

„Daß für solche Freiheiten und Begünstigungen , für
welche dem Staate rc. etwas gezahlt ist oder noch et¬
was gezahlt oder geleistet wird , nach einem zu er - !
lassenden Ge setz ^ Entschädigung geleistet;
werden  soll " , . !

und ich glaube , daß diese Fassung für den Mölling ' schen
Antrag spricht , für den ich mich ganz bestimmt erkläre.

Abg . Niebour II . : Ich wollte nur bemerken einige
Worte auf die Bemerkung des Abg . Klävemann.  Der¬
selbe behauptet , die Pflichtigen erkenneten selbst , daß den
Freien eine Ungerechtigkeit geschehen sei . Das kann ich in
der Weise nicht zugeben . Ich gebe zu , daß die Pflichtigen,
gerade weil auch sie den Art . 61 . des Staatsgrundgesetzes
in einer Weise auffaffen , die nach meiner Ansicht nicht die
richtige ist , die Freien benachtheilige , weil auch sie glauben,
daß man den Freien einen vollständigen und förmlichen Be¬
weis abverlangen werde . Wenn man aber sagt , nach dem
Staatsgrundgesetze ist ja die Entschädigung gewährt , wenn
sie erweislich ist, dann hat man Alles gesagt ; auch die Freien
haben gesagt , unter solchen Umständen fänden sie sich be¬
friedigt.

Abg . Strackerjan . M . H ., ich würde nicht für die
Revision des Art . 61 . stimmen , wenn sie auch die Aussicht
hätte , die Majorität zu erhalten.

Ich habe eigentlich um 's Wort gebeten , um mit Bezie¬
hung auf die Kompetenz des Landtags für den Mölling-
schen Antrag zu stimmen , einige Worte zu sagen . Ich glaube
allerdings , daß , wenn man die Sache auf die Spitze stellen
will , der Landtag nicht kompetent ist , aber ich glaube , der
allgemeine Landtag könne , so wie er zusammengesetzt ist, weil
er zum größten Theil aus Abgeordneten des Herzogthums
besteht , wohl einen Wunsch aussprechen , der eigentlich die
Provinzialangelegenheiten betrifft . Anders mag die Sache
vielleicht in Beziehung auf die Fürstenthümer liegen . Denn
da sitzen wir ja aus dem Herzogthum hier mit so großer
Mgjorität , die wir von den Fürstenthümern wenig oder nichts
wissen , daß wir denen vielleicht Wünsche dekretirten , für die
die Fürstenthümer sich bedanken . Ich bitte daher , daß der
Antrag angenommen werde.

Abg . Bothe : Der Abg . Werry  hat bemerkt , der
Möllingsche  Antrag sei auf den Grund anzunehmen , weil
das gedachte Gesetz alle Provinzen betreffe . Wenn das wahr
wäre , was ich bezweifele , so müßte das Gesetz gerade dem
allgemeinen Landtage vorgelegt werben . Ich habe schon frü¬
her bemerkt - da der Antragsteller selbst damit einverstanden
ist , daß das Gesetz dem Provinziallandtage vorgelegt werden
müsse , so würde der Landtag eine inkompetente Erklärung
abgeben , wenn er diesen Antrag von Mölling  und Gen.
annehmen will . Ein Gesetz , welches hauptsächlich nur in ei¬
nem Landestheile Anwendung findet , gehört eben vor den
Provinziallandtag und würde der allgemeine Landtag dem
Provinziallandtage vorschreiben , wenn er den Antrag anneh¬
men wollte , daß diesem ein Gesetz vorgelegt werden sollte.
Es wäre ja möglich , daß der Provinziallandtag andere Ge¬
setze für eiliger hielte , und den allgemeinen Landtag also
desavouirte.

! Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte
! gemeldet und erkläre ich die Diskussion über diesen Bericht
! des Abtheilungsausschusses für geschloffen.
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Abg - Wibel (Berichterstatter ) : Nur ein unbedeutendes
Wort mögte ich mir noch erlauben , hauptsächlich zur Berich¬
tigung dessen , was — ich glaube — derAbg . Püsch elberger
bemerkte in Beziehung auf den Ausdruck „ steuerbares Ver¬
mögen " . Wir haben das Wort im Ausschüsse dahin verstan¬
den , und ich glaube , daß wir es so verstehen müssen , es solle
die Bonitirung derjenigen Grundstücke betreffen , welche nach
Art . 61 . Steuerfreiheit ferner genießen , wie da aufgeführt
sind die fürstlichen Schlösser und einiges Andere — nur die
sollten als nicht steuerbar ausgenommen sein . Es ist nun
— und wenn ich das Bedenken des Abg . Püschelberger
richtig verstanden habe , besorgte derselbe dies — damit
nicht gesagt , daß Gebäude , auf die der Ausdruck Bonitirung
allerdings nicht paßt , ausgenommen wären , sondern nur , daß
deren Schätzung stillschweigend mit einbegriffen sein soll . In¬
dessen glaube ich , wir haben so scharf nicht zu sondern nö-
thig . M . H ., es ist ein großer Unterschied zwischen ländlichen
Gebäuden und Gebäuden in der Stadt . Das städtische Haus
hat einen selbstständigen Werth , der durch seine Schätzung
ermittelt wird . Das landwirthschaftliche Gebäude , das ledig¬
lich dazu dient , um den Ackerbau zu fördern , das Ackerge-
räthe und die eingeärnteten Früchte gegen Regen und Schnee
unverderbt zu erhalten , m . H . , das Gebäude hat an sich
keinen Werth ; es ist ein nothwendiges Bedürfniß für den
Ackerbau , es muß da sein , wie der Pflug , die Egge und die
übrigen Geräthschaften . Darum aber müssen wir uns auch
die Schätzung dieser Gebäude mit hineindenken in die Boni¬
tirung der Grundstücke.

Gegen den Antrag des Abg . Barnstedt,  für den sich
auch Hr . v . Finckh erklärt hat , habe ich kein Wort mehr
zu sagen . Es ist Ihnen schon klar genug geworden , ein
Unrecht liegt nicht vor , es sei denn in der Zögerung , welche
die Erlassung des Entschüdigungsgesetzes erleidet , und diese
wird hoffentlich bald ein Ende haben . Es ist Ihnen schon
bemerkt worden , man habe irrthümlicher Weise den Worten
des Staatsgrundgesetzes eine Bedeutung gegeben , die sie nie
haben sollen . Der Beweis soll nicht in den schwierigen und
darum verhaßten Beweis des Civilproceffes hineingreifen.
Wenn wir dann darauf hingewiesen wurden , die Pflichtigen
selber erkennten die Härte für die bisher Befreiten an , —
nun , m . H ., auch Andere erkennen sie an , wir im Ausschuß
gehören nicht zu den Pflichtigen , und wir erkennen sie Alle
an . Wir erkennen und bedauern den Nachtheil , der darin
liegt , daß das Entschädigungsgesetz nicht sofort nach Publi¬
kation des Staatsgrundgesetzes erlassen werden konnte , und
daß das neue Abgabengesetz nun schon 2 Jahre auf sich hat
warten lassen , während , wenn -die andern politischen Dinge
uns nicht gestört hätten , es längst fertig sein könnte.

Den Antrag des Abg . Moll in  g betreffend , glaube ich
nur bemerken zu dürfen : einen Wunsch auszusprechen ist doch
nicht zu viel , dazu kann man wohl kompetent sein.

Präsident : Meine Herren , wir schreiten zur Abstim¬
mung.

Der Antrag des Ausschusses sä 1. lautet:

Der Landtag wolle beschließen:
„daß kein Grund vorliege , den Art . 61 . deS Staats-
grundgesetzes einer Revision zu unterziehen ."

Es ist in dieser Hinsicht von dem Abg . Barnstedt  kein
besonderer Antrag gestellt , sondern nur dieser Antrag des Aus¬
schusses verneint worden.

Dieser Antrag würde zuerst zur Abstimmung kommen.
Dann lautet der zweite Antrag des Ausschusses:
Der Landtag wolle beschließen:

„an die Staatsregierung das schon in dem zur Ver¬
einbarung des Staatsgrundgesetzes berufenen Landtage
an sie gestellte Ersuchen dahin zu erneuen : Hohe
Staatsregierung wolle eine Bonitirung des steuerba¬
ren Grundvermögens im Herzogkhum Oldenburg bald¬
möglichst einlreten lassen " .

Es ist dazu von dem Abg . Mölling  der Zusatz be¬
antragt:

„und zur geeigneten Berücksichtigung der Beschwerde
das nach Art . 61 . zu erlassende Entschädigungsges tz
dem nächsten Provinziallandtage vorlegen lassen . "

Ich werde erst den Antrag des Ausschusses sä 1. und
dann 2) den Zusatz des Abg . Mölling  zum Ausschußan-
trage aä2 und dann den Ausschußantrag sä 2 . zur Abstim¬
mung bringen.

Ich bitte also diejenigen Herren , welche dem Ausschuß-
antrage sä 1. „ der Landtag wolle beschließen , daß kein Grund
vorliege , den Art . 61 . des Staatsgrundgesetzes einer Revision
zu unterziehen " , beitretcn wollen , aufzustehen.

Der Antrag ist gegen 4 Stimmen angenommen.
Ich bringe jetzt den Zusatzantrag deS Abg . Mölling

zum Ausschußantrag sä 2 zur Abstimmung ; also diejenigen,
welche wollen , daß zum Ausschußantrag hinzugcfügt werde:

„und zur geeigneten Berücksichtigung der Beschwerde
das nach Art . 61 . zu erlassende Entschädigungsgesetz
dem nächsten Provinziallandtage vorlegen lassen " ,

bitte ich aufzu stehen.
Der Antrag ist angenommen.

Diejenigen , welche nun dem Ausschußantrag sä 2 . mit
dem Anträge des Abg . Mölling  beitreten wollen , bitte ich
aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.

Die Tagesordnung würde nun führen zur Berathung
des Berichts über das Dienstgcrichlsgesetz ; indessen dazu ist
die Zeit zu weit vorgerückt.

Bevor ich die Sitzung schließe , habe ich den Herren be¬
kannt zu machen , daß folgendes Schreiben des Großherzogl.
Staatsminisleriums vom 14 . d. M . cingegangen ist:

Das Slaatsministeuum beehrt sich hierneben dem allge¬
meinen Landtage den Entwurf eines Gesetzes wegen Entschä¬
digung für die nach Art . 55 . des Slaatsgrundgesetzcs aufge¬
hobenen Zwangs - , Bann - und Widerspruchs - Rechte der Müh¬
len in 50 Exemplaren mitzutheilen . Ein Abdruck der Motive
hat nicht verfügt werden können , da die Vorlage dadurch be-
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deutend verzögert sein würde , und sollen dieselben in Abschrift

baldmöglichst nachgeliefert werden.
Oldenburg , den 14 . April 1830.

Staatsministerium,
v . Buttel.

v . Grün ."

Diesen Gesetzentwurf werden Sie wohl durch einen be¬

sonders dafür zu wählenden Ausschuß begutachten lassen und

ich würde dafür 5 Personen verschlagen oder 7, wie die Her¬
ren das wünschen.

Abg . Niebour II . : Ich möchte auf eins aufmerksam ma¬

chen , es sind sehr viele Ausschüsse da und wenn wir gar zu
viel Personen in einen Ausschuß wählen , so kommen wir da¬

hin , daß gar kein Ausschuß mehr zusammen kommen kann,
also wenn es nicht durchaus nöthig ist , so möchte ich bitten,
blos 5 Personen zu wählen.

Abg . Wibel : Hier werden gar viele Local - Kenntnisse
nöthig sein , die wir nicht in 5 Personen vereint finden kön¬
nen . Der andere Ucbelstand , daß Mitglieder mehreren Aus¬

schüssen angehören , wird sich nicht , vermeiden lassen , wir mö¬
gen eS machen , wie wir wollen.

Abg . v . Ftnckh : Ich glaube auch , das Gesetz ist so
wichtig , daß wir 7 Mitglieder nöthig haben.

Es werden außerdem bald Mitglieder disponibel , der

Ablösungsausschuß , der aus 9 Personen besteht , wird mit sei¬
ner Arbeit bald fertig sein.

Präsident : Da die Frage Widerspruch gefunden hat —

Abg . Niebvur II . : Ich widerspreche nicht , ich habe nur

meine Ansicht ausgesprochen.
Präsident : Da werde ich annehmen , da sich sonst

Niemand dagegen erklärt , daß der Ausschuß aus 7 Per¬

sonen zu wählen ist und würde die Wahl morgen ftattsinden.
Ferner habe ich anzuzeigen , daß mir übergeben ist fol¬

gender selbstständiger Antrag des Abg . Mölling:
„In Erwägung , daß die Mitglieder des Staatsmini¬
steriums für alle Handlungen und Unterlassungen in
Staatsangelegenheiten verantwortlich sind;

(Staatsgrundgcsetz Art . 26 .)
in Erwägung , daß das aus dieser Verantwortlich¬

keit hervorgchende und dem Landtage verfassungsmä¬
ßig .verliehene Recht der Anklage der Mitglieder des
Staatsministeriums ein Gesetz erfordert , das die

Grenze , den Umfang dieser Verantwortlichkeit fest¬

stellt : ,
beschließt der Landtag:

Zur Ausarbeitung des betreffenden Gesetzentwurfs
wird ein Ausschuß von 3 Mitgliedern erwählt . "

Der Antrag ist unterstützt von den Abg . Lindemann,
Wibel , Böckel , Werry , Sprenger,  hat also die für
selbstständige Anträge vorgeschriebene Unterstützung gefunden.

Ich würde diesen Antrag zunächst wohl an die Abthei¬
lungen zu verweisen haben.

Es ist neulich von der Versammlung ein Beschluß ge¬
faßt worden , betreffend die künftige Aufhebung der Cavallerie.
Dieser Beschluß wurde veranlaßt durch einen vorläufigen

Antrag des Finanzausschusses , indem er durch die vorgängige
Beschlußnahme darüber seine weitern Arbeiten in dieser Hin¬
sicht vorzuberciten wünschte.

Von diesem Gesichtspunkte ausgegangen , würde es wohl

nicht nöthig sein , diesen Beschluß jetzt schon der Staatsregie¬
rung mitzutheilen , bevor überall der Finanzbericht schlüssig
erledigt ist ; indeß bei der Wichtigkeit des Gegenstandes würde
doch wohl zweckmäßig und jedenfalls unbedenklich sein , diesen
Beschluß schon jetzt mttzutheilen und werden wir vomBüreau
danach verfahren.

Die Tagesordnung für morgen würbe nun befassen:

1 ) die Wahl des Ausschusses von 3 Personen zu den

Vorschlägen in Bezug auf das Schreiben des Großherzog-
lichen Staatsministeriums , den Staatsgerichtshof betreffend.

2) Die Wahl eines Ausschusses von 7 Personen für daS

Ministcrialschreiden , betreffend den Erlaß an die Civilstaats-
beamten und Militärs.

3 ) Die Wahl eines Ausschusses von 7 Personen zur

Prüfung des Entwurfs eines Gesetzes wegen Enschädigung
der aufgehobenen Zwangs - und Bannrechte.

Dann würde kommen:

1) die .fragliche Begründung der vorhin angekündigtcn
Interpellation deS Abg . Kitz.

2 ) der Bericht Des Aussch . über das Dienstgericht.
3 ) Bericht des Ausschusses über Abänderung des Reeru-

tirungsgesetzeö und
4 ) eventuell der Bericht des Finanz -Ausschusses über die

Veränderungen im Bestand des Staatsgutes.

Abg . Bothe : Ter Bericht über die Prüfung der

Wahl deS Abg . aus dem 14 . Wahlkreise würde wohl auch
mit auf die Tagesordnung zu setzen sein.

Präsident : Dieser Bericht würde allerdings wie zu

Anfang der Sitzung bereits vorangestclll und nächst diesem

dann Die Uebrigen eben erwähnten Gegenstände der Tages¬
ordnung folgen.

Die heutige Sitzung ist geschlossen.

Nächste Sitzung morgen früh 10 Uhr.

(Schluß der Sitzung Mittags 1?/r Uhr .)

Namens der Redactions - Kommission.

Werry.

Schnellpreffendruck von Gerbard Stalliug in Oldenburg.
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